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EINLEITUNG

Was wir schon häufiger schrieben und zu schreiben nicht müde werden, scheint sich in 
diesen Tagen immer mehr zu bestätigen:
Die Gefahr eines neuen Faschismus geht nicht in erster Linie von irgend­
welchen wildgewordenen Kleinbürgern oder deklassierten Arbeitern aus, sondern von 
den Herrschenden und ihren Sachwaltern in Staat und Parteien:
Selten wurden derart viele demokratische Äußerungen, seien es Versammlungen, 
Kundgebungen, Veranstaltungen oder Demonstrationen, verboten, zerschlagen oder 
aufgelöst wie in den vergangegen Wochen, im Vorfeld des G7-Treffens in Mün­
chen, das vom fi. Juli an stattfindet.
Leider können wir nicht über die Demonstration und die vielfältigen Aktionen des 
Widerstands gegen dies Gipfeltreffen der herrschenden Ausbeuter der 
Welt berichten, da sie in unsere Produktionsphase fallen.
Wir stellen daher an den Anfang dieser Ausgabe einen Bericht über die Mannheimer 
Verhältnisse, weil das Vorgehen des Staates gegen dortige antirassistische Aktivi­
täten sich nahtlos einreiht in den antidemokratischen Kurs gegenüber jeglicher Kri­
tik am Weltwirtschaftsgipfel.
Auch in Münster hatte es im Vorfeld des kleinen G7-Treffs am 9. Mai dieses Jah­
res skandalöses Vorgehen des Staatsschutzes gegeben, hierüber berichtet Antje 
Schipper, Asta-Referentin der WWU Münster, in ihrem Bericht "Alles nur Banane 
?" Was gibts sonst noch in dieser Ausgabe ?
Der vierte und (vorläufig) letzte Teil der Artikelserie "GENormte Menschheit", ein 
Bericht von Karsten Schneider zu Aktionen anläßlich der 175-Jahrfeier des Wart­
burgfestes in Marburg, ein Bericht von Siegfried Heilig über eine Demon­
stration gegen Sammallager in Castrop-Rauxel.
Wir berichten außerdem über die Antifaschistische Landeskonferenz NRW 
in Köln und über Aktionen gegen den (nicht durchgeführten) NPD-Landespar- 
teitag, der in Bochum-Wattenscheid am 17. Mai stattfinden sollte.
Einen beträchtlichen Teil dieser Ausgabe nimmt wieder die Berichterstattung über 
die Türkei und Kurdistan ein, Thea A. Struchtemeier und Klaus Dillmann 
berichten gemeinsam über eine Delegationsreise zum 1. Mai in Istanbul.
Dann gibt es noch einige Ankündigungen, und - nicht zu vergessen - eine Replik von 
Jürgen Bargmann auf den Traktat über die freie Liebe in der AntifaZ Nr. 32/1992. 
So, das wärs für die "Sommerausgabe", die kommende Ausgabe erscheint (vermut­
lich) wegen des Urlaubs der Redakteurinnen erst in der letzten Septemberhälfte.

Allen Leserinnen erholsame Ferien, um Kraft für die Zukunft zu sammeln, und herz­
liche Grüße,

Eure

Antifa Z-Redaktion
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MANNHEIMER VERHÄLTNISSE

Antirassistische Demonstrationen

Seit dem 26.5.1992 ist das Flüchtlingssammellager (eine ehemalige 
Gendarmeriekaserne) im Mannheimer Stadtteil Schönau, in dem jugos­
lawische Flüchtlinge, Albaner und Ghanesen leben, Ziel rassisticher 
Angriffe.

Am Donnerstag, dem 28.5., kam es dabei 
zu pogromartigen Ausschreitungen, 
die den bisherigen Höhepunkt der "Schönauer 
Ereignisse"darstellen. Begonnen hatte es auf 
einem in der Nähe des Sammellagers statt­
findenden Volksfest. Dort mchte ein längst 
widerlegtes Gerücht die Runde: Ein afrikani­
scher Lagerbewohner habe ein 15jähriges 
Mädchen vergewaltigt.
Was sonst nur ein müdes Achselzucken her­
vorruft, war diesmal Anlaß, daß mehrere 
hundert Menschen vor das Sammellager zo­
gen. Dort brüllte die Menge rassistische Pa­
rolen, warf Steine und drohte gar, das Lager 
zu stürmen. Nur die Absperrung der Kaserne 
durch die Polizei konnte dies verhindern.
In Schönau entlud sich vordergründig der 
durch die "Asyldebatte" regierungsamtlich 
geschürte Rassismus. Aber die wirklich trei­
bende Kraft war die Wut über die sich ver­
schärfende soziale Ausgrenzung. Schönau ist 
ein Stadtteil mit überdurchschnittlich hoher 
Erwerbslosenguote, geringen Zukunftsaus­
sichten für Jugendliche, Drogenabhängigkeit 
usw. Hier wohnen viele, die im Sinne des Wor­
tes nichts zu verlieren haben - ein frucht­
barer Boden für die staatlich inszenierte 

Asylhetze, die die Unterdrückten spalten und 
gegeneinander aufhetzen und von den wahren 
Ursachen des sozialen Elends - den Banken 
und Konzernen - ablenken soll. Nicht ohne 
Grund kamen hier bei den letzten Kommunal­
wahlen die Reps und die NPD zusammen auf 
nahezu 20 Prozent der Stimmen.
Nachdem bekannt geworden war, was in 
Schönau geschehen war, kam es zu den 
ersten Solidaritätsaktionen. Am Frei­
tagabend demonstrierten rund 70 Menschen 
vor dem Lager ihre Solidarität mit den 
Flüchtlingen und machten eine kleine, aber 
beachtete Demonstration durch Schönau. 
Samstag abends trafen sich rund 120 Men­
schen vor dem Lager zu einer Solidaritäts­
kundgebung. Die Stimmung, die der Demon­
stration entgegenschlug, war mehrheitlich 
ablehnend bis aggressiv. Nur wenige zeigten 
sich solidarisch. ,
Im Vorfeld der am 6. und 13.6. durchge­
führten Demonstration kam es zu heftigen 
Diskussionen innerhalb der antirassistischen 
Bewegung, inwiefern es um einen politischen 
oder militärischen Kampf gehe. Insbesondere 
die autonomen Kräfte vertraten die Aufas- 
sung, der "Schönauer Mob" müsse gezeigt A>e-
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kommen, daß er nicht ungestraft seinen Ras­
sismus ausleben kann. Die von ihnen vertre­
tene Position ging davon aus, daß alle, die 
nicht ihren Vorschlägen folgen, rassistisch 
seien. So versuchten sie, die politische Dis­
kussion mit moralischem Druck zu ersticken. 
Auf einem Treffen der antirassistischen Be­
wegung am 1.6. trat diese Gruppe mit einem 
eigenen Demoaufruf für den 6.6. auf.
Nachdem die am 6.6. in Schönau ge plante 
Demo verboten und für den gesamten 
Stadtbereich ein Versammlungsverbot 
ausgesprochen worden war, mußten die An­
kommenden aus anderen Städten umgeleitet 
werden und landeten in der Mannheimer City 
auf dem Paradeplatz. Gegen 19.00 Uhr be­
fanden sich dort 250 bis 300 vorwiegend au­
tonome Demonstrantinnen.
Zweimal forderte die Polizei auf, den Para­
deplatz zu räumen, zuletzt unter Androhung 
von Gewalt, wenn dies nicht innerhalb von 
fünf Minuten geschehe. Die fünf Minuten wa­
ren noch nicht ganz verstrichen, und die 
ersten Demonstrantinnen begannen, den 
Platz zu verlassen, da kam der Einsatzbefehl 
der Polizei. Die bis dahin völlig friedliche 
Versammlung wurde unter den Augen der in 
großer Zahl anwesenden Bevölkerung auf die 
brutalste Weise überfallen. Die Auseinander­
setzungen dauerten über eine Stunde an. Ein 
Jugendzentrum wurde auf gebrochen, um 
Schutzsuchende zu verhaftent es gab sieben 
Verletzte, mehrere leicht Verletzte. 140 
Verhaftete wurden bis zu zehn Stunden fest­
gehalten. Ein antirassistischer Ermittlungs­
ausschuß will die Ereignisse untersuchen und 
dokumentieren. Gegen den Bürgermeister 
und den Einsatzleiter der Polizei wurde 
Strafanzeige erhoben.
Eine zweite Demo gegen Rassismus und Aus­
länderfeindlichkeit fand eine Woche später 
statt. Schon am Samstagvormittag, ‘am 
13.6.92, wurden in der gesamten Stadt einige 
Hundertschaften zusammengezogen. Mittags 
kam die Abriegelung an den Zufahrtsstraßen 
dazu. Damit sollte ein verhängtes Demon­
strationsverbot für Schönau, de facto aber 
für ganz Mannheim mit Gewalt durchgesetzt 
werden. Die Straßen- und Eiscafes der Innen­
stadt waren angewiesen, ab 17.00 Uhr ihre 
Läden geschlossen zu halten.
Damit sollte eingeschüchtert werden. Dies 
gelang, alle Aktivitäten wurden abgesagt, 
nur ein Infotisch blieb übrig. Unter den Akti­
vistinnen war die Angst verbreitet, daß sich 
ein Prügeleinsatz wie am vorangegangenen 
Samstag wiederholen könnte. Dies war auch, 
wie die Verhaftungen und die Durchsuchung 
einer linken Kneipe zeigten, nicht unbegrün­
det.

Doch einige Menschen versammelten sich im 
Laufe des Nachmittages am Paradeplatz, 
trotz Polizeiwannen und ausgerüsteten Poli­

zisten. Noch gegen 17.00 Uhr wurden Genos­
sinnen der TKP/ML beim Flugblattverteilen 
festgenommen. Die Polizei war offensicht­
lich auf der Suche nach einem VSP-Flugblatt 
mit der Überschrift "Polizeiterror verhindert 
Solidaritätsaktion", welches für illegal we­
gen Hetze gegen die Staatsgewalt erklärt 
wurde.
Auf dem gesamten Platz herrschte gedrück­
te, angespannte Stimmung, gegen 18.00 Uhr, 
inzwischen waren ca. 100 Menschen auf dem 
Platz verteilt, zogen sich die Einsatzfahr­
zeuge in eine Seitenstraße zurück. Langsam 
kam wieder Leben in die Anwesenden. Dis­
kussionen wurden geführt. Von einzelnen 
VSPlern, der SAG und von DIDF wurde die 
Initiative für eine improvisierte Kundgebung 
mit eventuell anschließender Demo - trotz 
Verbot - ergriffen. Einige innerhalb der Be­
wegung stellten sich gegen dieses Vorgehen, 
da sie ähnliche Ereignisse wie eine Woche zu­
vor befürchteten.
Bezeichnenderweise waren es die älteren und 
seit langem "etablierten" Genossinnen der 
verschiedenen linken Organisationen (z.B. 
BWK, PDS, VSP) und des Aktionsbündnisses 
gegen Rassismus, die abwartend, passiv bis 
massiv ablehnend reagierten. Der überwie­
gende Teil der Jüngeren und die Immigrantin­
nen setzten sich für eine Demo ein. Dies er­
wies sich kurz darauf als richtige Einschät­
zung der Stimmung. Es formierte sich ein Zug 
mit ca. 100 Teilnehmerinnen, hauptsächlich 
Jugendliche und Immigrantinnen.
Von Anfang an hatte die Demo ihre eigene 
Dynamik, nicht zu vergleichen mit den sonst 
lahmen Demos. Diese neue Ausstrahlung 
führte dazu, daß sich schon auf den ersten 
500 Metern viele Passantinnen, in erster Li­
nie Immigrantenjugendliche, anschlossen. 
Dazu kam nach einer guten halben Stunde ei­
ne kleinere Demo aus einem anderen Stadt­
teil. Weiter ging der Zug durch die Viertel der 
Arbeitsimmigration, mit Zwischenkundge­
bungen vor Cafes und einem Asylbewerber­
wohnheim. Der Demonstrationszug wuchs 
auf über 2000 Menschen an. Die dominie­
rende Parole war:
"Hoch die Internationale Solidari­
tät!".

Ulrich Demel, Evelyn Roth, Marc Fi­
scher

(zuerst abgedruckt in: SoZ Nr. 13/1992)
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FASCHISTEN NICHT VERHARMLOSEN

Erfolgreiche Demonstration in Wattenscheid
Mehrere hundert Leute demonstrierten am Samstag, 16. Mai 92, in Bo­
chum-Wattenscheid gegen Neofaschismus und rechtsextreme Gewalt. 
Hintergrund war der für den 17. Mai 92 angekündigte Landesparteitag 
NRW der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD).

Zwar konnte die NPD ihren ursprünglich für 
den 17. Mai in Wattenscheid geplanten 
Parteitag nicht durchführen, doch wegen der 
wachsenden Ausländerfeindlichkeit und ge­
rade auch aufgrund der Wahlergebnisse in 
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein 
waren die Initatorlnnen der Meinung, daß an­
tifaschistische Positionen in der Öffentlich­
keit demonstriert werden müssen.
Rainer Schug , SPD-Bezirksvertreter, warn­
te bei der Auftaktkundgebung davor, die Ge­
fahr von Rechts zu bagatellisieren. Anschlie­
ßend zogen die Teilnehmerinnen in einem 
Demonstrationszug durch die Wattenschei­
der Innenstadt. Erfreulich war, daß sich die 
politische Breite des Aufruferkreises auch 
bei der Demonstration zeigte. Grüne, Ge­
werkschafterinnen, Mitglieder von SPD, Fal­
ken, DKP, VVN/BdA und Volksfront gingen 
neben jungen Autonomen.
Auf einer Zwischenkundgebung foderten Ver­
treterinnen von Sinti- und Roma-Unterstüt- 
zerlnnengruppen zur konkreten Solidarität 
auf. Dieter Krause, ÖTV-Sekretär, wies auf 
der Abschlußkundgebung auf den Zusammen­

hang zwischen Rechtsextremismus und So­
zialabbau hin: "In Ausländern Sündenböcke zu 
suchen, ist heute weit verbreitete Stimmung. 
Rechtsextreme nutzen dies aus und bean­
spruchen dies für ihre politischen Pläne." 
Sowohl die Wattenscheider Initiative 
als auch die übrigen Teilnehmerinnen sehen 
diese Demonstration als Erfolg und Motiva­
tion für ihre Arbeit. Auf. einem Nachberei­
tungstreffen bestand Einkjkeit darüber, daß 
man die Stadt und andere politische Ent­
scheidungsgremien stärker dazu drängen 
müsse, die Nichtvergabe öffentlicher Räume 
an faschistische Parteien politisch zu be­
gründen. In einer Resolution an die Stadt, die 
bereits vorher verabschiedet worden war, 
war in diesem Zusammenhang auf die ent­
sprechenden UNO-Resolutionen verwiesen 
worden.
Gerüchte, der NPD-Parteitag habe bereits 
stattgefunden, konnten nicht bestätigt wer­
den. Wann und wo er stattfindet, ist bisher 
nicht bekannt.

(J.V., VVN/BdA Bochum)
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REDE VON JURGEN BARGMANN
AUE DER DEMO AM 16. MAI 1992

850 Antifaschistinnen haben sich heute hier 
zusammengefunden. Das ist ein großer Er­
folg. Ebenso, daß der NPD-Parteitag, jeden­
falls in der "Pestalozzischule" in Watten­
scheid, nicht stattfindet. Nur das Wirkerror- 
ganisierter Antifamenschen hat den Erfolg 
herbeigeführt. Das Wattenscheider Bezirks­
parlament hat trotz Rainer Schugs Bemühun­
gen allenfalls seine Pflicht getan, der Rat der 
Stadt Bochum sich hinter der Verwaltung 
versteckt. Die Verwaltung hat intrigiert und 
beinah zu betrügen versucht, ebenso wie Tei­
le der Bochumer Polizei, nicht der Watten­
scheider. Aber mepsch ist nicht darauf her­
eingefallen.
Noch drei Anmerkungen zum "Speak in": ein 
Kollege von den Autonomen beklagte, die 
Stadt und die "Falken" hätten miteinander 
gekungelt. Das ist so nicht richtig. Kungeln 
setzt aktives Komplizentum voraus. Unsere 
allzu zahmen "Raubvögel" haben lediglich 
aus sozialdemokratischer Blauäugigkeit sich 
eher wie "nützliche Idioten" auf geführt. 
Hingewiesen wurde auf die faschismusför- 
derliche Rolle der Kirchen. Das ist sicher 
richtig, historisch wie in der Führung der 
"Wehrsportgruppe Wojtyla". Trotzdem haben 
wir vorhin, und das war richtig, die kämpferi­

sche Grußadresse aus der christlichen Frie­
densinitiative beklatscht. Ja, wir brauchen 
mehr christliche Humanisten, aber die ge­
winnen wir nur, wenn auch nicht verschwie­
gen wird, daß dieses Kreuz für die kleinen 
Leute zu oft einen Haken hatte, wie Bert 
Brecht sagte.
Zur "Kontroverse" um die Stalinbilder: wir 
zensieren keine Demonstrantinnen. Wenn 
kurdische Kolleginnen sich mit "ihm" identi­
fizieren, ihr gutes Recht; wenn Deutsche dies 
kritisieren, dito.
Wenn schließlich aus gewöhnlich "gut unter­
richteten Kreisen" verlautet: Mein Gott, was 
ist aus "unserer" Antifa geworden: Wenn jene 
Menschen die Menge an roten Fahnen stört, 
sollen sie selbst ein paar Hundert "rosagrüne" 
Demonstrantinnen mitbringen. Dann sieht 
das anders aus, und der Sache ist auch ge­
dient.
Mit mutigen Antifaaktivitäten, so wie heute, 
wächst von links und unten ein Stück Koali­
tion der Vernunft. Und das Land hat sie nötig.

NIE WIEDER FASCHISMUS!
NIE WIEDER KRIEG!
KAMPF UM BEFREIUNG BIS ZUM 
SIEG!

Imj/ressum
Die AntifaZ ist eine unabhängige 
Zeitschrift, die alle zwei Monate er­
scheint. Namentlich gekennzeich­
nete Beiträge werden vom jeweiligen 
Autor verantwortet und geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redaktion 
wieder.
V. i.S.d.P.: W'. Englisch
Oer weg 28
4-350 Recklinghausen
Tel.: 02361/26345
Redaktionsanschrift: 
Antifa-Zentrum 
Hemer Str. 43 
4350 Recklinghausen 
Tel.: 02361/21686 
Redaktionssitzung:
Donnerstag, 19.-21.00 Uhr 
Bankverbindung:
Stadtsparkasse Recklinghausen
BLZ: 426 500 30
Kto.-Nr.: 1 000 229 38
Auflage: 1000
Druck: Verlag "Neuer Weg" 
Mitgewirkt haben:
Wolfgang E., Karsten Sch., Siegfried 
H., Wolfgang D., Ingrid und Falko
W. , Christian K., Klaus D., Thea A. 
St., Antje Sch., Wolfgang T., Zenel 
H., Thorsten Th.
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ANTIFASCHISTISCHE LANDESKONFERENZ 
NRW IN KÖLN
Am 20. Juni 92 fand im Schulzentrum Köln-Ostheim die Landeskon­
ferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen statt. Neben 
der Diskussion im Plenum gab es die Möglichkeit zur Mitarbeit in vier 
Arbeitsgruppen, die noch einmal unterteilt waren, und zwar die Ar­
beitsgruppen I (Antifaschistische Solidarität und Gegenwehr), II (Na­
tionalismus, Rassismus. Wachsender Druck der Herrschenden), III (For­
men faschistischer Politik) und IV (Großmachtpolitik).

Einschätzungen über Erfolg oder Mißerfolg 
der Konferenz widersprechen sich. Schon die 
von den Veranstalterinnen offiziell be­
kanntgegebene Zahl der Teilnehmerinnen, 
nämlich 250, scheint uns (die AntifaZ war mit 
4 Redakteurinnen anwesend) mal wieder nach 
oben geschönt ein Trend, der in dem Bündnis 
VVN-Volksfront inzwischen häufiger zu er­
kennen ist (auch bei der Wattenscheider De­
mo gegen den NPD-Landesparteitag waren ja 
nicht 850, sondern höchstens 4-50 Teilneh­
merinnen anwesend) - , es waren höchstens 
150 Menschen dort. Von daher ist auch die 
Einschätzung, daß sich diese Einrichtung 
"Landeskonferenz" als "stabil" erwiesen ha­
be, höchst fragwürdig. Stabil mag inzwischen 
das Bündnis Volksfront-VVN sein, stabil aber 
auch in der sich eingebürgert habenden Be- 
guemlichkeit, welche gar kein Interesse mehr 
aufbringt, kontroverse Diskussionen zu füh­
ren. Seit geraumer Zeit gibt es keine Debat­
ten mehr mit dem "autonomen" Antifaschis­
mus, werden die "grünen" Antifaschis­
mus-Versuche selten zur Kenntnis genom­

men, wird auch der Versuch nicht unternom­
men, zumindest mit Jusos oder Teilen der 
SPD wieder ins Gespräch zu kommen (So er­
hielt beispielsweise das Asta-Antifa-Referat 
der Uni Münster erst drei Tage vor der Kon­
ferenz eine Einladung). Zugegeben, die Mög- 
rehkeiten hierzu sind nicht gerade rosig, 
aber man kann sich auch immer wieder Sand 
über die eigene Wichtigkeit in die Augen 
streuen, um sich vor Schwierigkeiten zu 
drücken.
Eine solche Haltung spiegelte u.E. das Einlei­
tungsreferat von Kurt Humbach (DKP Köln) 
wider: Zum hundertsten Mal wurde der 
"Schoß, aus dem das kroch" bemüht (wann 
endlich verschwindet dieser sexistische Aus­
druck aus der Antifa-Diskussion, auch wenn 
Bert Brecht ihn geprägt hat, ?), zum tausend­
sten Mal hörten wir die Wendung "Wehret den 
Anfängen". - Mag ja sein, daß die Altgenossen 
der DKP und VVN inzwischen "zeitlos" den­
ken, aber für unsere Arbeit muß die Realität 
Ausgangspunkt unserer Diskussion sein bzw. 
wieder werden.
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Wir können nicht über sämtliche AGs berich­
ten, tun dies ausführlich nur über zwei mit 
Berichten von Wolfgang Dreide und Klaus 
Dillmann.
Die verschiedenen obligatorischen Resolu­
tionen (Bleiberecht für Roma, Unterstützung 
des kurdischen Freiheitskampfes, etc.) sind 
für Interessierte leicht erhältlich - wir 
drucken sie hier nicht ab.

AG 1,3 (Geschichte der Verfassung 
der BRD Antifaschistische Aufgaben 
in der Verfassungsdiskussion) und 
IV,1 (Art. 116 Grundgesetz: Völki­
sche Staatsbürgerschaft als wichtige 
Grundlage für die Ostexpansion der 
BRD - Wie weiter gegen Patenschaf­
ten von Land und Kommunen mit re­
vanchistischen Verbänden) - wegen 
geringer Teilnehmer Innenzahl zu­
sammengelegt

Fritz Rische (Mitglied des ersten Bundestags 
für die KPD) referierte über die damalige po­
litische Situation und Diskussion. Er behan­
delte u.a. die Frage, ob das Volk beteiligt 
oder nur Objekt der damaligen Politikerkaste 
war. Er ging dabei auf den Einfluß der Besat­
zungsmächte ein. Besondere Aufmerksam­
keit richtete Rische auf die Art. 1 bis 20 GG, 
die er von ihrem ursprünglichen Sinn her als 
gegen den Nationalsozialismus und gegen Fa­
schismus generell gerichtet beurteilte. Für 
eine antifaschistische Politik von besonderer 
Bedeutung ist seiner Meinung nach der Art. 
16 GG.
Die in letzter Zeit beschlossenen Gesetze 
(z.B. das Abschiebungsbeschleunigungsge­
setz) stellen laut Fritz Rische einen Verfas­
sungsbruch dar, da sie die im Grundgesetz 
niedergelegten Menschenrechte mißachten. 
Zugleich wies er darauf hin, daß Art. 139 GG 
(Befreiungsgesetz) nach Geist und Bestim­
mung keine Übergangsregelung (bis zur Ein­
führung einer neuen Verfassung) darstellt, 
sondern darüber hinaus gültig ist. Zum Schluß 
regte er an, dem ursprünglichen Wortlaut der 
Grundgesetzartikel nachzuspüren, da es sehr 
viele Veränderungen (z.B. bei Einführung der 
Notstandsgesetze) daran gegeben habe und 
"Verfassungsfragen Macht fragen" seien.
Danach sprach Uwe-Jens Heuer (Mitglied des 
Bundestags für die PDS) über die aktuelle 
Verfassungsdiskussion in der Verfassungs­
kommission (die sich aus 32 Bundestagsab­
geordneten und 32 Vertreterinnen des Bun­
desrates zusammensetzt). Er skizzierte die 
Entwicklung der Verfassungsdiskussion noch 
vor dem sogenannten Beitritt der DDR. Der 

Entwurf des Runden Tisches sei nicht aufge- 
griffen worden, ebenso wenig die Idee, die al­
te Verfassung der DDR aus dem Jahre 1949 
wiederzubeleben. Der Zweite Staatsvertrag 
zwischen der BRD und der DDR-Übergangs­
regierung - nach Uwe-Jens Heuer als Eini­
gungsvertrag bezeichnet - sah die Überarbei­
tung einiger Punkte des Grundgesetzes vor. 
Die Diskussion der Verfassungskommission 
hat eine breitere Themenwahl, als ursprüng­
lich vorgesehen. Die heutige Staatszieldis­
kussion holt nach seiner Meinung das nach, 
was 1949 versäumt wurde. Auch Uwe-Jens 
Heuer sieht Verfassungsfragen als Machtfra­
gen; obleich Antifaschistinnen z.Zt. nicht die 
Macht haben, müssen sie über und für die 
Verfassung und deren Ideologie mitstreiten.
In der sich diesen beiden Vorträgen anschlie­
ßenden Diskussion wurden folgende Punkte 
behandelt:
- Sollen plebiszitäre Elemente aufgenommen 
werden?
- Verhältnis von EG-Recht zur Mitwirkung 
z.B. in der Kommunalpolitik
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- Würde des Menschen im Betrieb
- Beschränkung des Bundeswehreinsatzes 
(nach Uwe-Jens Heuer tun sich Militaristen 
mit dieser Wehrverfassung schwer, da ihnen 
das Grundgesetz z.Zt. noch Beschränkungen 
auf erlegt; er schlägt eine Belassung und Ver­
teidigung der bestehenden Grundgesetzbe­
stimmungen vor). Heuer wies auf den bedeu­
tenden Aspekt hin, daß in einem Briefwechsel 
zwischen Hans-Dietrich Genscher und Lothar 
de Maiziere zwar der Art. 21 GG, nicht je­
doch auch der Art. 139 GG bestätigt wurde.
Im Anschluß an diese Diskussion referierte G. 
Baumann über den Art. 116 GG.
Er behandelte folgende Aspekte:
- biologisch-rassistischer Begriff des Volkes 
in der politischen Umsetzung
- Recht des Blutes als Verfassungsgrundsatz 
im Grunde einzigartig, d.h. so in keiner an­
deren Verfassung enthalten
- Minderheitenrechte (UNO-Position) oder 
Volksgruppenrecht (Position der Vertriebe- 
nenverbände)
- durchdachte Expansionspolitik der Vertrie- 
benenverbände
- deutschstämmige Vertreter im polnischen 
Parlament werden als deutsche Abgeordnete 
angesehen
- in Dortmund wird z.B. die Volksgruppenar­
beit vom Sozialamt direkt gefördert
- Revanchisten machen viel im Rahmen von 
Kulturarbeit und sind daher viel schwerer an­
greifbar
- Änderung der Staatsbürgerdefintion hin zu 
einer Territorialdefinition.
Leider ist es nicht möglich, alle vorgetrage­
nen Aspekte und Diskussionsbeiträge darzu­
stellen. Es war eine sehr informative Grup­
penarbeit mit fruchtbarer Diskussion. Sie 
wird noch in schriftlicher Form dokumentiert 
und somit zugänglich.
Klaus Dreide

AG 1,2 und 11,1

Ich war zunächst in der Arbeitsgruppe 1.2 
(Unterschiedliche Vorstellungen zur Taktik 
im Kampf gegen Faschisten, Mittel der 
Auseinandersetzung) und dann in der Ar­
beitsgruppe II. 1 (Was ist Faschismus? 
Verbindungen zum Konservatismus), in der 
ein großer Teil derjenigen, die in Arbeits­
gruppe 1.2 mitgearbeitet haben, die am 
Vormittag begonnene Diskussion auf dem 
Hintergrund zweier kontroverser Referate 
fortführte. Ein Vertreter der VVN leitete 
aus der von Georgi Dimitroff entwickelten 
Theorie, wonach Faschismus an der Macht 
die offen terroristische Diktatur der am 
meisten reaktionären, am meisten aggres­
siven, am meisten chauvinistischen Ele­

mente des Finanzkapitals ist, die in dieser 
Form wie ein Gummiparagraph wirkte, die 
These ab, daß man mit allen Kräften, die 
nicht zu den "am meisten reaktionären ... 
Elementen des Finanzkapitals" gehören, 
also letztlich auch mit den nicht ganz so 
reaktionären ... Elementen des Finanzkapi­
tals, ein antifaschistisches Bündnis an­
streben müsse. In einer Gegenposition dazu 
wurde von einem Vertreter der (trotzkisti- 
schen) Sozialistischen Arbeitsgemeinschaft 
(SAG) die These vertreten, daß Faschismus 
eine Eigendynamik gegenüber dem Ka­
pitalismus besitze und letztlich eine Form 
von wild gewordenem Kleinbürgertum dar­
stelle, gegen das man eine Arbeiterein­
heitsfront errichten müsse. Beide Seiten 
konnten mit der jeweiligen Gegenposition 
herzlich wenig anfangen. Nach einigen 
Ausflügen in die Geschichte der Arbeiter­
bewegung (unterschiedliche Bewertung von 
spanischem Bürgerkrieg und den Möglich­
keiten, 1933 die Machtfrage zu stellen) 
entzündete sich die Auseinandersetzung 
konkret daran, ob man etwa den ehemali­
gen CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
als für den antifaschistischen Kampf 
gewinnbar einstufen könne oder nicht. Die 
von mir kurz dargelegte Position, daß man 
an Hand inhaltlicher Positionen (Verteidi­
gung der Menschenrechte, Kampf gegen 
die Aushöhlung des Asylrechts und gegen 
die Errichtung von Sammellagern zur be­
schleunigten Abschiebung von Flüchtlingen 
insbesondere aus den Kriegs- und Hunger­
gebieten der Erde) festmachen müsse, mit 
wem man Zusammenarbeiten kann und mit 
wem nicht, wurde nicht weiter diskutiert. 
Die Diskussion gedieh lediglich bis zu 
praktischen Schlußfolgerungen aus dem je­
weils entworfenen Bild von Faschismus. 
Mir leuchtete insbesondere eine Ausdeu­
tung der Position von Dimitroff, bei der 
Kampf gegen den Imperialismus weit­
gehend auf der Strecke blieb, nicht ein, da 
ich in einem Kampf gegen Faschismus 
ohne klare antiimperialistische Stoßrich­
tung keine Perspektive erkennen kann. 
Wenn man sich das heutige Rekrutierungs­
feld der Neonazis ansieht (ältere Jugend­
liche, die vielfach keine abgeschlossene 
Ausbildung und oft keine Berufspraxis und 
Lebensperspektive haben, als Schläger, 
dagegen relativ gut ausgebildete Fach­
arbeiter, die mit 
können, als Kader),
These vom wildgewordenen Kleinbürgertum 
wenig ein. Die Diskussion wurde aus Zeit­
mangel abgebrochen. Sie hat mich nicht 
befriedigt.

ersteren umgehen 
leuchtet auch die

Klaus Dillmann



DER 1. MAI IN ISTANBUL
Bericht von einer Delegationsreise

Unsere aus fünf Deutschen und 2 in Deutschland arbeitenden Türken be­
stehende Delegation zur Beobachtung der Vorgänge am i. Mai I992 *n 
Istanbul kam als ein Ergebnis einer über zweieinhalb Monate laufenden 
Unterschriftensammlung des Komitees "Freiheit für den i. Mai in der 
Türkei" zustande.
Wir hatten Listen mit den Untrschriften von knapp 7000 Arbeiterinnen 
und Gewerkschafterinnen aus mehreren Betrieben in Deutschland mit­
gebracht, in denen von der türkischen Regierung gefordert wurde, den 
i. Mai als Tag der Arbeiterinnen anzuerkennen. Diese Listen legten wir 
am Vortag des 1. Mai auf einer Pressekonferenz im Internationalen 
Pressezentrum in Istanbul vor, die von Vertreterinnen von über 10 Ge­
werkschaften sowie einiger anderer Organisationen wie Demokrati­
scher Frauenverband, Volkshäuserbewegung und Sozialistischer Partei 
(1) einberufen wurde. Hier solidarisierten wir uns in einem Redebeitrag 
mit den Forderungen der Arbeiterinnen und Gewerkschafterinnen in der 
Türkei.

Tauziehen um 1. Mai-Kundgebung

Der Sozialistischen Partei (1) war durch den 
neuen Stadtgouverneur von Istanbul, Hayri 
Kozaktjioglu (2), die Abhaltung einer 
i. Mai-Kundgebung, auf dem Gaziosmanpa- 
§a-Platz in einem schwer erreichbaren Vor­
ort von Istanbul gestattet worden. Dagegen 
waren vorangegangene Anträge von der Ge­
werkschaftsseite für die Abhaltung einer 
Kundgebung auf dem traditionellen 
i. Mai-Platz, dem Taksim-Platz, oder auf 
einem anderen Platz in Istanbul abschlägig 
beschieden worden.
Einige der beteiligten Gewerkschaften sind 
als sehr kämpferisch bekannt, so die Gewerk­
schaft der Lederarbeiterinnen, der Erdölar­
beiter, auch die Gewerkschaften der im Ge­
sundheitswesen Beschäftigten und die der 
Lehrerinnen. (Mit Vertreterinnen dieser Ge­
werkschaften kamen wir ins Gespräch; der 
Vorsitzende der Ledefärbeiterlnnengwerk- 
schaft war unmittelbar" nach seiner Entlas­
sung aus dem Gefängnis mit uns zusammen­
getroffen, er hatte eine längere Haftstrafe 
hinter sich, weil er sich bereits 1990 für eine 
Arbeiterinnendemonstration zum 1. Mai ein­
gesetzt hatte)
In den bürgerlichen Medien blieb unsere De­
legation in Istanbul völlig unerwähnt; aus­
führliche Berichte über unser Auftreten gab 
es dagegen auf der Pressekonferenz und spä­
ter in der Zeitschrift "Ger<;ek".
Auf der Pressekonferenz ebenfalls anwesend 
war die Gewerkschaft der Transportarbeiter­
innen (Tümtis Sendikasi), der wir nach der 
Pressekonferenz einen Besuch abstatteten.

Besuch bei der Tümtis Sendikasi

Bei Tümtis warteten bereits gut 50 Arbeiter­
innen und Arbeiter von Yurticji Kargo (Inland- 
transporte) auf uns, die eingehend über den 
schon seit Dezember letzten Jahres geführ­
ten Streik berichteten. Dieser Streik war 
ausgelöst worden, weil innerhalb dieser Bran­
che in mehreren Städten der Türkei massen­
haft Entlassungen von Arbeiterinnen stattge­
funden hatten sowie aufgrund der schlechten 
Arbeitsbedingungen.
Aus Solidarität mit ihren entlassenen Kolle­
ginnen und, weil ihnen selbst mehrere Monate 
lang der Lohn für die von ihnen geleistete Ar­
beit vorenthalten worden war, belagerten die 
Yurticji-Kargo-Arbeiterlnnen die Betriebe. 
Dabei ließen sie die von kurzfristig angeheu­
erten und als Streikbrecher eingesetzten Ar­
beitern gefahrenen Fahrzeuge nicht passie­
ren und sperrten sogar einen Firmenchef 
mehrere Tage lang in seinem Büro ein.
Man muß hierzu wissen, daß für Arbeiter­
innen in der Türkei fast keine gewerkschaft­
lichen Rechte bestehen und daß sich Firmen­
chefs oft genug nicht einmal an die von ihnen 
"gewährten" Arbeitsverträge gebunden füh­
len. Ja, selbst die auf den Lohnstreifen er­
scheinenden Löhne (sie sind mit etwa 700 000 
Lire = 175 DM monatlich eh schon sehr nie­
drig und reichen kaum zum Leben) liegen 
teilweise um bis zu 100% über den tatsächlich 
gezahlten, denn der Chef benutzt die darin 
gemachten Angaben dazu, weniger Steuern 
zu bezahlen, indem er geringere Profite 
"ausweist". Derartiger "Betrug" am Staat
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hält diesen allerdings nicht davon ab, gegen 
die streikenden Arbeiterinnen Polizei zur 
Verfügung zu stellen.
Diese taucht immer wieder massiert auf, 
greift brutal an, zerstört oder überfährt die 
(wegen der nächtlichen Kälte) vor den Be­
trieben errichteten Streikzelte und nimmt 
Streikposten fest. Trotzdem vermochte es 
die Polizei bislang nicht, den Streik zu bre­
chen. Bislang waren die Yurtigi-Kargo-Ar- 
beiterlnnen sehr erfinderisch bei der Über­
windung ihrer finanziellen Schwierigkeiten, 
obwohl die Streikkasse längst leer ist. Soli­
darität hat bei ihnen einen sehr hohen Stel­
lenwert.
Auch für die Lage der Streikbrecher fehlt den 
streikenden Frauen und Männern das Ver­
ständnis keineswegs: Angesichts der extrem 
hohen Arbeitslosigkeit und der Tatsache, daß 
Arbeitslose auf die Hilfe von Familienange­
hörigen angewiesen sind, sind viele Arbeits­
lose dankbar, wenn überhaupt jemand ihre 
Arbeitskraft ausbeutet.
Kurz: Wir haben bei Tümtis einen sehr ent­
schlossenen Teil der türkischen Arbeiter­
innen und Arbeiter kennengelernt, die drin­
gend unserer Solidarität bedürfen.

Ein letzter Angriff auf die streiken­
den Arbeiterinnen fand am 12. Mai 
stattr im Stadtteil Küzükyali wurden 
drei Arbeiter verprügelt, die sich 
auf dem Heimweg von einer Yurt- 
iqi-Kargo-Solidaritätsveranstaitung 
befanden. Die Arbeiter Orhan Gürel, 
Mehmet Elibal und Suat Kar at as 
wurden schwer verletzt (Sa­
bah, 13.5.92).

Bei Tümtis. Der Vor­
sitzende wird von 
zwei Frauen "flan­
kiert", die beide sehr 
aktiv an der Ausspra­
che beteiligt waren. 
Das Plakat konnte 
man oft an Wänden in 
Istanbul finden. Der 
Text bedeutet auf 
deutsch: "Wir pochen 
auf die Garantie un­
serer Arbeitsplätze, 
unsere gewerk­
schaftlichen Rechte, 
unser Brot und unse­
re Ehre. Wir rufen 
die Arbeiterklasse 
zur Solidarität auf. - 
Die Yurtigi-Kar- 
go-Ar beiter Innen. 
Gewerkschaft Tüm­
tis."

Die Lage in Istanbul vor dem 1. Mai

Die i. Mai-Kundgebung 1992 war seit 1977 
die erste, die wieder stattfinden durfte. 1977 
hatte es auf dem Taksim-Platz 36 Tote gege­
ben, als der türkische Geheimdienst MIT auf 
Tausende von demonstrierenden Arbeiter­
innen und die sich mit ihnen Solidarisierenden 
schoß.
Im letzten Jahr war dieser Platz von Hun­
dertschaftender Polizei abgeriegelt worden, 
die dort ihre deutschlandimportierten Schä­
ferhunde vor den aufgestellten Panzern Gassi 
führten.
Bekanntlich herrscht in Türkisch-Kurdistan 
seit langem ein Bürgerkrieg, da der türkische 
Staat dem kurdischen Volk das Recht auf na­
tionale Identität und Selbstbestimmung vor-



13
enthält und dieses sich dagegen zunehmend 
zur Wehr setzt.
Durch den Golfkrieg und zuletzt auch durch 
die Massaker anläßlich des Newroz-Festes 
und die deutsche Beteiligung daran ist die 
deutsche Öffentlichkeit ein wenig mehr sen­
sibilisiert worden.

Knapp einen Monat nach dem Newroz-Massa- 
ker (am frühen Morgen des 17. April) hatten 
in mehreren Stadtteilen Istanbuls Razzien 
von Polizei, MIT und Kontraguerilla (im Rah­
men des NATO-Programms Gladio ausgebil­
dete Todesschwadrone»..^ gegen Wohnungen 
stattgefunden, in denen vermutete Mitglie­
der der in der Türkei verbotenen Organisa­
tion Devrimci Sol (Revolutionäre Linke) 
wohnten. 11 Angehörige von Devrimci Sol 
waren aufgrund von erstellten Listen er­
schossen worden, 6 weitere fielen schwerver­
letzt in die Hände der Polizei. Bei dieser Ak­
tion, die in mehreren Städten zugleich statt­
fand, fanden insgesamt über fünfzig (!) Frau­
en und Männer den Tod (es heißt im Poli­
zei-Jargon: "tot gefangen genommen"), acht 
von ihnen waren "irrtümlich" erschossen wor­
den, wie es später offiziell hieß. Bei der Be­
erdigung der ii Mitglieder von Devrimci Sol 
wurden rund 300 Personen inhaftiert, die z.T. 
noch immer in Haft sind. Das polizeiliche 
Vorgehen führte zu Racheakten, so wurde 
zwei Tage vor dem 1. Mai ein Polizeibus 
überfallen: 8 Polizisten wurden dabei ver­
letzt, einer tödlich.
Vermutlich im Zusammenhang damit, daß es 
z.Zt. in der Türkei eine ständige Hetze und 
Aufforderung an die Bevölkerung gibt, alles 

Befremdliche als "terroristisch" zu entlarven 
und zu denunzieren, stand es, daß auch vier 
Mitglieder unserer Delegation sowie eine 
Journalistin von "Gercjek" eine Nacht auf der 
Polizeistation Beyoglu zubringen mußten.
Man hatte uns, vermutlich aufgrund der Zeu­
genaussage eines Mannes, gegen 22.00 Uhr 
auf dem Taksim-Platz festgenommen.
Auf dem Polizeirevier Beyoglu fiel uns insbe­
sondere eine 3x4 m1 große Arrestzelle auf, in 
der rund 20 Schwarzafrikaner eingepfercht 
waren, die uns auf Englisch erklärten, daß sie 
dort ohne Nennung von Gründen schon über 1 
Monat festgehalten würden. Auf unsere Fra­
gen an die Polizisten erklärte ein Wachha­
bender, 2 von ihnen hätten Aids und keiner sei 
im Besitz eines Passes; man habe iWi Ankara 
geschrieben, was mit ihnen geschehen solle, 
habe aber noch keine Antwort erhalten.
Nach unserer Freilassung teilten wir unsere 
Beobachtung des Menschenraubs dem Istan­
buler Menschenrechtsverein (IHD) mit.

Der 1. Mai in Istanbul

Zum i. Mai waren rund 100 000 Sicherheits­
kräfte in Istanbul zusammengezogen worden, 
um die Stadt vor illegal demonstrierenden 
Arbeiterinnen zu "schützen". Rund 2000 Per­
sonen waren in der gesamten Türkei im Vor­
feld "vorsorglich" in Haft genommen worden, 
davon allein 300 in Istanbul. Weiter wurden 
wichtige Gebäude und Straßenkreuzungen 
sowie die Universität von mit MP bewaffne­
ten Polizisten, teilweise in Kampfanzügen, 
bewacht.
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Auf dem Taksim-Platz, der weiträumig ab­
geriegelt war und den man nur nach Leibesvi­
sitation betreten konnte, standen an strate­
gischen Punkten Panzerfahrzeuge. Es wim­
melte von Zivilpolizisten, die Personen ohne 
gelbe Pressearmbinde in barschem Ton auf 
Englisch aufforderten, nicht zu fotographie­
ren.
In dem Arbeiterinnenstadtteil Merter in 
Istanbul, in dem mehrere hunderttausend Ju­
gendliche in Kleinbetrieben arbeiten und wo 
der TGKB (Jugendverband der TDKP) relativ 
großen Einfluß hat, erlebten wir gegen 8.30 
Uhr, wie der Versuch einer Demonstration 
der Arbeiterinnen massiv verhindert wurde: 
Trotz der Maßnahme, den Betrieb zuzusper­
ren, war es einer drei Mann starken Gruppe 
gelungen, mehrere Arbeiterinnen auf die 
Straße zu bekommen. Von plötzlich herbeiei­
lenden Provokateuren wurde mit langen Ei­

senstangen auf die Leute eingeschlagen, es 
fielen Schüsse aus der Pistole eines Werk­
schützers, sofort waren Mannschaftswagen 
der Polizei zur Stelle, drei Männer wurden 
verhaftet. Daraufhin zogen sich die übrigen 
in den Betrieb zurück.
Die Kundgebung auf dem Gaziosman- 
paja-Platz wurde - trotz der Präsenz von 
3000 Bereitschaftspolizistinnen - zu einer 
kämpferischen Demonstration der Arbeiter­
innen und Arbeiter in der Türkei. Es hatten 
sich 7-10000 Menschen eingefunden (die 
Schätzungen schwanken).
Einzelne Blocks der Branchengewerkschaf­
ten wurden bei ihrer Ankunft namentlich be­
grüßt.

Die Repression, die die anwesenden Demon­
strantinnen über sich ergehen lassen mußten, 
waren nicht unerheblich: Taschen wurden 
durchsucht, jede und jeder Einzelne Leibesvi­
sitationen unterzogen, jedes mitgeführte 
Transparent einzeln durchgelesen. Auffal­
lend an dieser ersten öffentlichen 1. 
Mai-Kundgebung war auch, daß unter der 
Demirel-Regierung offensichtlich mehr 
weibliche Polizistinnen als früher im Einsatz 
waren. Sie gingen bei den Kontrollen auf den 
Straßen keineswegs zimperlich mit den de­
monstrierenden Frauen um.
Während der Kundgebung wurde auch eine 
Grußadresse unserer Delegation verlesen. 
Wir konnten von vielen Parteien und Organi­
sationen Transparente erkennen, so bspw. 
auch ein großes kurdisches Transparent mit 
der Aufschrift: "Biji Yek Gulan"( = Es le­
be der i. Mai). Dies Transparent war nach­
träglich auf dem Platz gefertigt worden, es 
wäre sonst wie alle nicht genehmigten vorher 
von der Polizei kassiert worden. Es fiel auch 
auf, daß an mehreren Stellen Videokameras 
postiert waren, die die Menschen filmten. 
Kassiert wurde übrigens auch das Transpa­
rent der Yurti<;i-Kargo-Arbeiterlnnen, ob­
wohl es zur Nennung des Namens nur die Auf­
schrift "Ya$asin Bir Mayis" ( = Es lebe 
der i. Mai) trug.
Während der Versammlung versuchte die Po­
lizei nach außen hin den Eindruck zu er­
wecken, als ob sie die Kundgebung mit fried­
lichen Mitteln schützen wolle - offen­
sichtlich sollte der internationalen Öffent­
lichkeit und vor allem der BRD (wegen der 
gewünschten Wiederaufnahme der Waffen-

Der 1. Mai in Istanbul auf dem Gaziosm anpafa-P la tz
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lieferungen) dieser Eindruck vermittelt wer­
den.
Des ungeachtet wurden nach Abschluß der 
Kundgebung die Teilnehmerinnen systema­
tisch eingekesselt und zurück zu ihren Bussen i 
"eskortiert". Dabei kam es zu Mißhandlungen 
und einzelnen Festnahmen.
Wie sehr der Eindruck des "friedlichen" 
Staatsapparates eine Täuschung war, wurde 
spätestens am 3. Mai deutlich, als erkennbar 
wurde, zu welchem Zweck die erwähnten Vi­
deokameras angebracht gewesen waren: 
Das Istanbuler Büro des Demokratischen 
Frauenvereins (DKD) wurde dtfrchsucht, Ak­
ten beschlagnahmt, am 13. Mai wurde die Or­
ganisation verboten.
Ebenso wurde mit dem Kurdischen Frauen­
verein (YKD) verfahren, auch er wurde ver­
boten und aufgelöst.

Mehrere Volksberatungsbüros (die Bewe­
gung der Volksberatungsbüros organisiert 
u.a. Rechtsanwälte für Menschen, die kein 
Geld für einen Anwalt aufbringen können) 
wurden aufgelöst.

Das Büro des Istanbuler Menschenrechtsver­
eins wurde durchsucht und Akten beschlag­
nahmt.
In den fortschrittlichen Zeitungen waren 
dann in den Tagen nach dem 1. Mai die Be­
richte von den Folterungen der am 1. Mai 
Verhafteten zu lesen.
Fazit: Auch wenn es an diesem 1. Mai selber 
keine Toten gab, hat sich am Charakter des 
türkischen Staates nichts geändert.
Wer sich noch eingehender informieren will, 
sei auf zwei Dokumentationen hingewiesen: 
Die vom Komitee "Freiheit für den 1. Mai in 
der Türkei" herausgegebene Doku sowie die 
über den Streik der Yurtifi-Kargo-Arbeiter- 
Innen.

Thea A. Struchtemeier 
Klaus Dillmann

Anmerkungen:

(1) Sozialistische Partei: Eine kleinere Or- 
ganisaion unter der Führung von Dogu Pe­
rincek. Orientierte sich nach dem Militär­
putsch von 1980 als erste und lange als ein­
zige Partei wieder am Sozialismus. Aller­
dings wird in ihrem Programm die Erwähnung 
des türkischen Staates in einem negativen 
Kontext sorgsam vermieden.
(2) Hayri Kozakcioglu, Stadtgouverneur von 
Istanbul, vom "Supergouverneur" für die Aus­
nahmerechtsprovinzen in Diyarbakir wegen 
seiner "Verdienste" - z.B. Anrichtung eines 
Blutbades in Diyarbakir anläßlich der Beerdi­
gung des HEP-Ortsvorsitzenden Vedat Aydin 
- nach Istanbul befördert worden.
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Der 1. Mai in Ankara

In Ankara verlief die zum 1. Mai erlaubte 
Versammlung in der Nähe der Innenstadt 
weitaus brutaler als in Istanbul. In Ankara 
hatten sowohl Gewerkschaften als auch der 
fortschrittliche Anwaltsverein CHD zur 1. 
Mai-Versammlung aufgerufen. Im Anschluß 
daran hatte sich spontan eine Demonstration 
zusammengefunden. Im Verlauf der Ausein­
andersetzungen wurden ca. 100-150 Frauen 
und Männer festgenommen, darunter die Vor­
sitzende des CHD, Meryem Erdal.
Sie wurde während der Verhöre auf dem Poli­
zeirevier gefoltert, indem sie geschlagen 
wurde und ihre Haare herausgezogen wurden. 
Mittlerweile sind die festgenommenen wie­
der entlassen worden. Im Anschluß an ihre 
Freilassung sagte die Anwältin Meryem Er­
dal, "Der Staat und seine Organe verstoßen 
ständig gegen das Gesetz" und "das Gesetz 
steht nur geschrieben".
Am 4. Mai beispielsweise wurden in Ankara 
vier Menschen erschossen, von denen nicht 
einmal ihre Namen genannt wurden; in Adana 
wurden drei Menschen erschossen, darunter 
Esma Polat, die im vergangenen Jahr wäh­
rend ihrer Untersuchungshaft von Polizisten 
vergewaltigt worden war und diesen männer­
chauvinistischen Vorfall der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht hatte.

Der Vorwurf, Frauen und Männer öffentlich 
hinzurichten bzw. "tot gefangen zu nehmen", 
bezieht sich immer darauf, ihnen den Vor­
wurf der "Devrimci Sol"-Mitgliedschaft zu 
unterschieben. Das aber ist keineswegs der 
Fall, wie die Anwältin betonte, denn nicht 
immer werden Mitglieder getötet, sondern 
mit dem alleinigen Verdacht der Mitglied­
schaft mißliebige, kritische Menschen aus­
zuschalten und eine bestimmte Stimmung 
von "Terroristen"-Hetze zu verbreiten ver­
sucht.

Kurdischer 1. Mai und Staatsterror 
in Türkisch-Kurdistan

In ISKENDERUN veranstaltete die HEP eine 
Versammlung und verteilte Flugblätter. Des­
halb wurden neun Personen gefangengenom­
men, von denen drei von der HEP sind.
Die Festgenommenen wurden ins Gefängnis 
von Malatya gebracht. Schon vor dem 1. Mai 
patroullierten Polizisten in den Straßen, wo 
die kurdische Bevölkerung wohnt. Aufgrund 
der steten Unterdrückung führten Frauen in 
den Parteiräumen der HEP einen Hunger­
streik durch, der durch einen Polizeieinsatz 
aufgelöst wurde. Es befindet sich immer noch 
die 26jährige Saadet Sürer, die Mutter von 
vier Kindern ist, im Gefängnis.
In KIZIL TEPE fanden - obwohl die HEP die 
Bedeutung des 1. Mai erklärt hatte - keine 
Veranstaltungen statt, und in D1YARBAKIR, 
der heimlichen Hauptstadt der Kurdinnen und 
Kurden, feierten die Gewerkschafterinnen 
unter sich. Dort kam es zu keinen Zwischen­
fällen.



3 Veranstaltungen revolutionärer türkischer und kurdischer Organisa 
tionen in Köln

Die AntifaZ war zu zwei Veranstaltungen revolutionärer türkischer 
Parteien in der Kölner Sporthalle eingeladen worden, und ich habe die 
Gelegenheit wahrgenommen, Gast beider Parteien zu sein. Zwei Monate 
zuvor hatte ich außerdem die Möglichkeit, ebenfalls in Köln als Ange­
höriger der "Kurdistan-Solidarität DIDF" einer Einladung der ERNK 
(Nationale Befreiungsfront Kurdistans) zu einer von ihr veranstalteten 
Newroz-Feier zu folgen.

Am 9. Mai feierte die TKP/ML(Kommuni- 
stische Partei der Türkei/Marxisten-Leni- 
nisten) ihr 2ojähriges Bestehen, am 16. Mai 
gedachte die TDKP(Revolutionäre Kommu­
nistische Partei der Türkei) der am 6. Mai 
1972 vom türkischen Staat ermordeten Revo­
lutionäre Deniz Gezmi$, Yusuf Aslan 
und Hüseyin inan.
Was mir positiv bei allen drei Veranstaltun­
gen auff iel, war zum einen die große Zahl von 
Menschen aller Altersgruppen, insbesondere 
auch von Kindern, die zu diesen Veranstal­
tungen der jeweiligen Auslandsorganisatio­
nen gekommen waren: Die Zahlen bei allen 
drei Veranstaltungen bewegten sich zwischen 
5000 und 10000, wobei meiner Einschätzung 
nach ERNK und TDKP sich in etwa die Waage 
hielten, während der Zustrom bei der 
TKP/ML nicht ganz so groß war.

Zum anderen boten alle drei Veranstaltungen 
ein reichhaltiges kulturelles Programm mit 
sehr lebendigen und auch ohne Sprachkennt­
nis im Kern nachvollziehbaren Theaterauf­
führungen sowie guten Darbietungen von Mu­
sikgruppen sowie einzeln auftretenden 
Künstlerinnen.
So hat z.B. der Dichter Can Yücel bei der 
TDKP-Veranstaltung mit seinen spritzigen 
Vorträgen Begeisterung ausgelöst. Über­
haupt sind mir speziell bei der TDKP der 
wohldurchdachte festliche Rahmen sowie ein 
hoher Grad an Beachtung der ausländischen 
Gäste positiv aufgefallen; diese Veranstal­
tung ließ den internationalistischen Geist be­
sonders deutlich hervortreten. Die Parole 
"Hoch die internationale Solidarität" ist bei
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den Teilnehmerinnen aller drei Veranstaltun­
gen wohlbekannt und wird an vielen Punkten 
vielstimmig laut.
Bei der ERNK-Veranstaltung hat mich beson­
ders das durch zahlreiche Kerzen und Feuer­
zeuge erzeugte Lichtermeer beeindruckt.
Einschränkend sei bemerkt: Ich bin weder des 
Kurdischen noch des Türkischen mächtig, 
kann aber zumindest die Bedeutung von 
Transparenttexten in beiden Sprachen ohne 
Wörterbuch entziffern.
Aufgefallen ist mir daher, daß bei allen drei 
Veranstaltungen die Hauptsprache das Türki­

sche war, aber zumindest bei der ERNK- und 
der TDKP-Veranstaltung auch kurdische 
Transparente vorhanden waren und/oder An­
sprachen in Kurdisch gehalten wurden.
Vereinzelte Beiträge bei TKP/ML (die sehr 
gute Musikgruppe "Hochspannung") und 
TDKP (Ansprache eines KPD-Vertreters im 
Namen von anwesenden Parteien und Organi­
sationen aus zehn Ländern) waren auch 
deutsch.
Eine der wichtigsten Orientierungshilfen 
stellte für mich der Gang entlang der von 
verschiedenen Gruppen aufgebauten Stände 
mit jeweils auch deutschsprachiger Literatur 
dar.
Anwesend bei der ERNK-Veranstaltung wa­
ren neben der PKK (Arbeiterpartei Kurdi­
stans) auch die HEP (Partei der Arbeit des 
Volkes), die bei den Parlamentswahlen in der 
Türkei auf den Listen der SHP (Sozialdemo­
kratische Volkspartei) in Kurdistan mehr als 
70% der Stimmen erhielt. Sobald einer ihrer 
Abgeordneten im türkischen Parlament auch 
nur den Mund auftut, wird er von "konserva­
tiven" Abgeordneten umringt und durch Prü­
gel am Reden gehindert, ohne daß die 
SHP-Abgeordneten für sein Rederecht auch 
nur einen Finger krümmen.

Mit einem auch deutschsprachigem Bücher­
tisch war das Kurdistan-Komitee Köln an­
wesend.
Bei der TKP/ML-Veranstaltung war mit ei­
nem deutschsprachigen Büchertisch die 
MLPD vertreten (auf dem auch die AntifaZ 
zum Verkauf angeboten wurde), während bei 
der TDKP-Veranstaltung die KPD (Roter 
Morgen) mit einem internationalen Litera­
tur-, Musikkassetten- und Videofilmangebot 
zugegen war.
Eigene Stände auf beiden Veranstaltungen 
hatten auch DIDF (wo ebenfalls die AntifaZ 
angeboten wurde - die bei der TDKP-Veran­
staltung übrigens sehr viel mehr Interessen­
ten fand) und Devrimci Sol, eine Organisa­
tion, die in jüngster Zeit durch die türkische 
Kontra-Guerilla blutig verfolgt wurde; auf 
einem Plakat von Devrimci Sol wird der tür­
kische Regierungschef Demirel als "Katti" 
(Mörder) bezeichnet; es wird aber nicht der 
Sturz dieser Regierung gefordert, vielmehr 
wird die türkische Sozialdemokratie aufge­
fordert, aus der Regierung Demirel auszu­
treten, als habe diese mit den Morden nichts 
zu tun (der stellvertr. Ministerpräsident ist 
Sozialdemokrat).
Alle drei Veranstaltungen zeigten einen 
Film, der den jeweiligen Veranstaltungs­
charakter verdeutlichte.
Bei der ERNK-Veranstaltung war es die Wie­
dergabe einer Ansprache des PKK-Vorsitzen­
den Abdullah öcalan, in der dieser die der­
zeitige Phase des Befreiungskampfes des 
kurdischen Volkes insbesondere gegen den

Yusuf Aslan

türkischen Staat als eine Plfte darlegte, in 
der - im Gegensatz zu der seitens der türki-



sehen Medien aufgestellten Behauptung eines 
bereits für das Frühjahr dieses Jahres von der 
PKK geplanten Aufstandes - erst von einem 
Serihildan ("den Kopf oben tragen"), ver­
gleichbar mit der palästinensischen Intifada, 
nicht aber bereits vom Abschütteln der Kole- 
ti ("Knechtschaft") die Rede sein kann.
Bekanntlich behauptet heute die türkische 
Regierung, nachdem sie anläßlich des New- 
roz-Festes in verschiedenen kurdischen 
Städten ein Blutbad abgerichtet hat, in Kur­
distan herrsche Krieg. Und prompt werden 
ihr auch wieder die ihr für kurze Zeit ver­
sagten Waffen von Deutschland geliefert. 
Wenn es aber einen Krieg gibt, müßte logi­
scherweise die andere Seite als Kriegs- 
geg ner anerkannt werden und müßten bei­
spielsweise Gefangene nach Kriegsrecht als 
Kriegsgefangene, die nicht gefoltert werden 
dürfen, behandelt werden (dies sollte doch 
wohl für alle Gefangenen zu fordern sein, 
d.S.). Darüber aber setzt man sich hinweg.

Der Film der TKP/ML stellte die "Kizil 
Ordu Tikko"(die "Rote Armee Tikko") in 
den Mittelpunkt. Die Zuschauerinnen konn­
ten über eine lange Zeit hinweg eine kleine 
Gruppe von Partisanen im Gebirge bei Be­
wältigung der Unbill der Natur und bei 
Schießübungen bewundern. Ich fragte mich 
unwillkürlich, ob ein solch "verlorener Hau­
fen" überhaupt in der Lage ist, gegen den ge­
rade auch durch Deutschland hochgerüsteten 
türkischen Staat und gegen dessen Spezial­
einheiten etwas auszurichten. Angesichts der 
großen Opfer, die die Organisation dabei bis­
her zu beklagen hat, erscheint mir das wenig 
plausibel und stellt eher einen Ausdruck von 
Ohnmacht dar. Wer gegen den türkischen 
Staat in Kurdistan den bewaffneten Kampf 
führen will, sollte dies, meine ich (unter 
Hintanstellung eigener Differenzen zur 
PKK), in den Reihen der ARGK (Revolu­
tionäre Volksarmee Kurdistans) tun.
Den stärksten Eindruck auf mich hat der von 
der TDKP gezeigte Film "68'den 6 Mayi^’a" 
gemacht, in dem die Ereignisse an Hand von 
Dokumentaraufnahmen und Kommentaren 
interviewter Beteiligter rekonstruiert wer­
den. Hierbei wird die Frage nach dem "richti­
gen" Weg im revolutionären Kampf proble­
matisiert, wobei durchaus unterschiedliche 
Positionen zu Wort kommen und vom Publi­
kum gegeneinander abgewogen werden konn­
ten.

Überhaupt scheint mir diese Organisation 
zukunftsträchtiger zu sein. Das kommt bei­
spielsweise darin zum Ausdruck, daß Fami­
lienangehörige der vom türkischen Staat er­
mordeten Freiheitskämpfer .zu Wort kom­
men, so auch der Vater von Ibrahim Kay- 
pakkaya, dem ermordeten Gründer der

TKP/ML, dem der türkische Dichter Nihat 
Behram in seinem Roman "Tödlicher Mai" 
ein bleibendes Denkmal gesetzt hat (vgl. An- 
tifaZ Nr. 22); sein Vater, Ali Kaypakkaya, 
sprach übrigens auch im Namen des erkrank­
ten Vaters von Deniz Gezmij, Cemil Gez- 
mij, der ursprünglich auch nach Köln kom­
men wollte und mit dem er unmittelbar vor 
seinem Abflug zusammengekommen war. 
Deniz, den man 1972 - wie die anderen beiden 
Revolutionäre, deren gedacht wurde - ge­
henkt hat, genießt auch heute noch im türki­
schen Volk ein ähnlich hohes Ansehen wie 
Che Guevara in Lateinamerika (als kürzlich 
in der Türkei die Zeitschrift "Ger<;ek" (Aufla­
ge 25 000) mit einem Porträt von Deniz auf 
der Titelseite erschien, war sie innerhalb 
kürzester Zeiut ausverkauft).
Außerdem findet das Ansehen der TDKP 
seinen Ausdruck auch in der Anwesenheit von 
Gästen aus 10 Ländern (Äthiopien, Brasilien, 
Dahomey, Dänemark, Deutschland, Frank­
reich, Griechenland, Iran, Kanada, Ober­
volta), denen Genossinnen der TDKP als

Übersetzerinnen zur Verfügung gestellt wur­
den. Stürmisch gefeiert wurde auch das Re­
ferat eines Vertreters des Zentralkomitees 
der TDKP - sie arbeitet in der Türkei in der 
Illegalität, verfügt jedoch über einigen Ein­
fluß in einer Reihe von Betrieben und Ge­
werkschaften.
Eine Kritik habe ich allerdings auch an der 
TDKP-Veranstaltung. Zwar fiel mir positiv 
das Transparent "Kadinsiz devrim ol- 
maz" (Ohne die Frau gibt es keine Revolu­
tion) auf, allerdings war unter den Rednern 
nicht eine einzige Frau vertreten.
Abschließendes Fazit: Angesichts des Ver­
nichtungskrieges des türkischen Staates ge­
gen die kurdischen und türkischen Freiheits­
kämpferinnen stellt sich in der Bundesrepu­
blik die Zusammenarbeit aller demokrati­
schen Kräfte mit ihnen als eine politische 
Notwendigkeit.
Hoch die Internationale Solidarität!



20

SCHWARZER FRIEDE IN KOSOVO...

Erfolgreiche Solidaritätsveranstaltungen mit Flüchtlingen 

aus Kosovo in Recklinghausen und Gelsenkirchen

Mit kurzem Abstand fanden am 14. Mai in Recklinghausen und am 19. 
Juni in Gelsenkirchen Solidaritätsveranstaltungen mit den Flüchtlingen 
aus Kosovo - ehemals autonome Region im ehemaligen, sich, selbst so­
zialistisch nennenden Jugoslawien - statt. Diese Veranstaltungen wa­
ren ein kleiner Lichtblick in der ansonsten tief sch warzen Dunkelheit 
bundesdeutscher Solidarität mit den Menschen, die vom Krieg im ehe­
maligen Jugoslawien betroffen sind. Doch, es gibt einige kleine Anzei­
chen der Solidarität wie Hilfsgütertransporte, organisiert von der Ca­
ritas oder vom DRK, aber insgesamt ist die Reaktion dessen, was sich 
einmal die "Friedensbewegung" nannte, mehr als beschämend 1

Immerhin flohen in den vergangenen Monaten 
zehntausende Menschen aus den Kriegsgebie­
ten, werden die Fliehenden an den europäi­
schen Grenzen abgewiesen oder umgeleitet, 
wurden schon 1989 die Menschen in Kosovo 
sämtlicher Rechte beraubt und von der fa­
schistischen Herrschaftsclique in Belgrad zu 
einer zu vertreibenden, wenn nötig zu be­
seitigenden Volksgruppe erklärt.
Wenn heute die albanischen, kroatischen, slo­
wenischen, serbischen oder sonstige Nationa­
litäten in erster Linie und oft ausschließlich 
die Zugehörigkeit zu "ihrer" Nationalität als 
das "einzig Wahre" ansehen, so ist dies Folge 
einer Unterdrückungspolitik, wie sie schon in 
der pseudosozialistischen Tito-Regierung 

angelegt, von den ihm folgenden macht­
hungrigen Cliquen wie derjenigen um Milo­
sevic weiter vorangetriebenen wurde.
Neben der - natürlich nicht erst seit heute - 
bestehenden europäischen Politik der ökono­
mischen und politischen Einflußnahme auf 
die Entwicklung "auf dem Balkan" ist heute 
die Hauptursache für den Krieg der macht­
hungrige, nationalistische Kurs der jeweili­
gen Führungscliquen.
Trotz der Kompliziertheit der Situation gibt 
es aber KEINEN Grund, keinerlei Solidarität 
mit den Flüchtlingen, seien es Albaner, Ro­
ma, Bosnier oder Serben, zu organisieren, im 
Gegenteil:
In den kommenden Wochen gilt es, alles zu
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versuchen, um durch eine Verstärkung der 
Solidarität eine weitere Ausdehnung des 
Kriegs zu verhindern und ihn so schnell wie 
möglich zu beenden.

Recklinghausen

Am 14. Mai organisierten der örtliche Anti­
faschistische Bund (AFB) und die Vertretung 
der albanischen Flüchtlinge aus dem Kosovo 
eine Solidaritätsveranstaltung in der Kolleg­
schule Kuniberg. Sie war mit 120 Menschen 
gut besucht, allerdings waren dies ca. 100 Al­
banerinnen und nur ca. 20 Deutsche.
Beiträge zur Flüchtlingspolitik der Bundes­
regierung und zur Geschichte des albanischen 
Volkes im Kosovo eröffneten die Veranstal­
tung. In der anschließenden Diskussion wur­
den die Möglichkeiten der Solidarität erör­
tert; vor allem der Vorschlag, eine Schulpart­
nerschaft zwischen einer Recklinghäuser 
Schule und einer Schule in einer Stadt des Ko­
sovo aufzubauen, fand Anklang.
Viel Beifall gab es auch für den Auftritt des 
Frauen-Kabaretts "Else, wohin", das Auszüge 
aus seinem Programm vorführte.
Großen Eindruck hinterließ der zum Schluß 
gezeigte Dokumentarfilm über die Greuelta- 
ten der sog. jugoslawischen "Bundesarmee" 
gegen die albanischen Menschen in Kosovo - 
Folter und grauenhafte Tötungen durch die 
Soldateska, Niederknüppelung der friedli­
chen Demonstrationen, Einsatz von Nerven­
gas, Auflösung der albanischen Schulen und 
Krankenhäuser, die Kette ließe sich weiter 
fortsetzen.

Von allen Anwesenden wurde die Veranstal­
tung als ein positiver Anfang gesehen - eine 
Fortsetzung der Solidarität ist bitter nötig!

Gelsenkirchen
Am 19.6. organisierten Mitglieder der Gel­
senkirchener "Falken" gemeinsam mit der 
örtlichen Gruppe des "Demokratischen Bun­
des des Kosovo" eine Veranstaltung im Kul­
turtreff "LeLek".
Auch wenn die örtlichen "Falken" anfangs 
ziemliche Bauchschmerzen hatten und mög­
licherweise gewaltsame Aueinandersetzun- 
gen zwischen Serben und Albanern befürch­
teten, sie hatten den Mut und führten die 
Veranstaltung durch.
Insgesamt bestätigte die Veranstaltung mit 
einer sehr lebendigen Diskussion, wie wichtig 
es war, sie durchzuführen.
Auch hier kamen ca. 100 Menschen zusam­
men, allerdings fast gar keine Deutschen.
Zu Anfang gab es einen ausführlichen Vortrag 
über die albanische Geschichte, unterstützt 
durch Karten- und Bildmaterial.
Neben der sehr lebendigen Diskussion war 
hier besonders erfreulich, daß ein reichhal­
tiges Kulturprogramm (Tänze und Lieder) 
geboten wurde, wodurch die Veranstaltung 
insgesamt einen fröhlichen und beschwingten 
Charakter bekam.
Fazit:
Beide Veranstaltungen waren Ausdruck einer 
beginnenden internationalen Solidarität, die 
aber noch sehr am Anfang steht und weiter­
ausgebaut werden muß.



ALLES NUR BANANE 2

ASTA der Westfälischen Wilhelms Universität, 30. April 1992, 16.30 
Uhr...
die meisten Referentinnen des AstA arbeiteten, den Staatsschutz die­
ses Landes weit entfernt wähnend mit den Terroristinnen dieses Landes 
beschäftigt und mit wichtigen Ermittlungsfragen betraut, in ihren Bü­
ros.
Just in diesem Augenblick rollte eine grün-weiße Kolonne auf das As- 
tA-Häuschen der WWU Münster zu. 19 Beamte des Staatsschutzes, ein 
Verwaltungsbeamter und eine Staatsanwältin, angeführt von einem 
KOK Wasielak, legten den etwas irritierten Studierendenvertreter­
innen einen Durchsuchungsbefehl auf den Schreibtisch, der da lautet:

"Beschluß-In der Ermittlungssache gegen bis­
lang unbekannte Mitglieder des AstA in Mün­
ster wird die Durchsuchung des AstA-Gebäu- 
des 4400 Münster nach $$ 102 ff, 162 StPO 
angeordnet. Die bislang unbekannten Be­
schuldigten sind verdächtigt, sich der Verun­
glimpfung des Staates sowie der Untreue 
schuldig gemacht zu haben (Vergehen nach $$ 
90a, 266, 52 StGB). Sie sollen großformatige 
Plakate mit der Aufschrift "Bananenrepu­
blik Deutschland" am AstA-Gebäude an­
gebracht haben. Außerdem sollen sie Au­
to-Aufkleber mit derselben Aufschrift bei 
einem Geschäft in Münster bestellt haben, 
obwohl die ihnen zur Verfügung stehenden 
Finanzmittel dafür nicht vorgesehen sind.
Es ist zu vermuten, daß die Durchsuchung zur 
Auffindung von Beweismitteln führen wird.
Sollten nachstehend aufgeführte Gegenstän­
de vorgefunden werden, so wird bereits hier­
mit ihre Beschlagnahme nch $$ 94 ff, 162 
StPO angeordnet, da sie als Beweismittel für 
die Untersuchung von Bedeutung sein können: 
Aufkleber und Plakate entsprechender obiger 
Beschreibung, Bestellunterlagen für Aufkle­
ber und Plakate."
Also, was war passiert, auf welche Weise ver­
unglimpft man/frau einen Staat wie die wer­
te Bundesrepublik Deutschland?
Na, das geht ganz einfach! Vielleicht tun es in 
diesem Moment wieder Tausende, ohne es zu 
wissen, zu wollen oder gar aus Bananenlieb­
haberei?
Zur Vorgeschichte: Rudi B. aus M. fuhr seit 
ca. einem Jahr mit einem D-Schild auf dem 
Auto herum, welches eine das D überdecken­
de Banane zeigte und mittig unten die Auf­

schrift "Bananen Republik Deutschland" 
trägt. Dieses wurde von dem dienstbeflis­
senen KOK W. zur Anzeige gebracht, da der 
Staat und seine Symbole verunglimpft wür­
den. Rudi sollte 100,-Deutsche Mark bezah­
len (ersatzweise 300 Bananen ?, d.S.), dann 
würde von einer Klage abgesehen. Zwei Mo­
nate verstrichen, und Rudi B. bezahlte nicht.

Staatsfeindlich !
Dieser Aufkleber verunglimpft die BRD 

(Amtsgericht Münster)

Darauf wurde er angeklagt, "in vorausgegan­
gener Zeit fortgesetzt handelnd öffentlich 
die Bundesrepublik Deutschland und ihre ver­
fassungsmäßige Ordnung böswillig verächt­
lich gemacht zu haben."
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Damit war das Hauptverfahren vor dem 
Amtsgericht Münster eröffnet. Rudi B. aus 
M. wurde am 4. Mai 1992 freigesprochen, da 
ihm keine Böswilligkeit vorgeworfen werden 
könne! Er habe geschmacklos gehandelt, dies 
sei aber nach $$ 90a StGB nicht strafbar.
Soweit, so gut? Im Vorfeld des Prozesses 
wandte sich ein Freund von Rudi an die Re­
ferentinnen des AstAder WWU Münster. Von 
diesen entschlossen sich einige, den Bananen­
prozeß pqblik zu machen. Es wurden Infopla­
kate gedruckt, die auf das laufende Verfah­
ren aufmerksam machten, zudem wurden 
Handzettel verteilt und Bananenkleber ge­
druckt. Diese Dinge wurden von der Staats­
anwaltschaft beschlagnahmt.
Das heißt: In diesem Staat wird schon die In­
formation über laufende Gerichtsverfahren 
strafrechtlich geahndet. Den Vorwurf der 
Veruntreuung von AstA-Geldern konnte Jo­
sef Tumbrinck, AstA-Vorsitzender der WWU, 
direkt entkräften, da er seine Privatquittung 
über die Bezahlung der Flugis dabei hatte. 
(Als AstA besitzen wir ja kein allgemeinpoli­
tisches Mandat, da Hochschulpolitik losge­
löst vom allgemeinen gesellschaftlichen Le­
ben zu betrachten ist !). Dies brachte Josef 
dann allerdings direkt eine Anzeige ein, da er 
sich offensichtlich als einer der Referentin­
nen "entlarvt" hatte, auf die die bisher gegen 
Unbekannt erhobene Anzeige zutraf. Bis heu­
te ist das Verfahren nicht eingestellt, die 
Kleber, Flugis und Plakate sind immer noch 
beschlagnahmt!
Wir warten ab. Die Staatsanwaltschaft ist 
sich durchaus darüber im klaren, daß die Öf­
fentlichkeit auf unserer Seite steht, die Pres­
se (Münstersche Zeitung, Spiegel, Frankfur­
ter Rundschau, etc.) berichteten ausführlich, 
Rundfunk und Fernsehen ebenfalls.
Trotz allem stellt sich die Frage, warum ein 
Staat derart über-reagiert und das AstA-Ge-

bäude mit geballter Staatsgewalt durch­
sucht. Wir haben zur Kenntnis genommen, 
daß dies im Vorfeld des Mini-G7-Treffs in 
Münster geschehen ist, und fragen uns ernst­

haft, ob dieser Staat Angst vor Referentin­
nen einer Universität hat, oder nach dem 
Motto verfährt, wer keine Feinde hat, der 
sucht sich welche, um an den wichtigen Din­
gen des Lebens nicht teilnehmen zu müssen 
und sich endlich mit halb verstaubten Akten 
in den Ämtern auseinanderzusetzen, wie uns 
berichtet wurde.
Die Hoffnung bleibt, daß ein jeder zur Er­
kenntnis kommt, "früher oder später kriegen 
wir Euch", denn was Scheidemann schon 1919 
erkannte, erkennt vielleicht auch die Staats­
gewalt: "Der Feind steht rechts! Zweifelt an 
dieser Tatsache noch einer von all denen, die 
immer angstvoll nach links als nach der Ge­
fahr geschielt haben?"
In diesem Sinne, rote Grüße,
Eure Antje Schipper, Ast A-Ref eren- 
tin für Antifaschismus, Antirassis­
mus und demokratische Rechte der 
WWU Münster.

Anzeige

Für Warmwasser 
und Stomerzeugung

denn: Der nächste Sommer kommt bestimmt!

Karl-Hermann-Straße 14 ■ 4352 Herten • Tel.: 02366/43965
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^DEBATTE

FREIE LIEBE - EIN THEMA FÜR ANTIFASCHISTINNEN

(*Repllk auf: Traktat auf die freie Liebe (Anna Blume) 
in der AntlfaZ 32/1991)

Unter der Rubrik "Debatte" schrieb Anna Blume In der AntlfaZ 32/1991 
ein "Traktat auf die freie Liebe". Jürgen BARGMANN von der Anti- 
fa-lnitiatlve Wattenscheid antwortete mit folgendem Beitrag.

Auf den ersten Blick eine überraschende Kombi­
nation (gemeint ist die Überschrift, d.S,) - 1st so 
etwas nicht Privatsache? Und überhaupt, wollen wir 
noch mehr Angriffsflächen bieten?
Da erzählt der Mann aus dem Parteivorstand, der 
sich auf schwerem Weg von der SPD-Linken zu kom­
munistischen Positionen durchgeschlagen hat, immer 
wenn die westliche Staatssicherheit jemanden an­
werben wolle, tue sie das erpresserisch wegen Homo­
sexualität oder Promiskuität, woraus er den Schluß 
ziehen müsse, derartige Verhaltensweisen bis nach 
dem ja irgendwann zu erwartenden Sieg der Revolu­
tion zu unterbinden.
Umgekehrt sagt Manfred, grand old man der orthodo­
xen kommunistischen Bewegung, deren relative Er­
folglosigkeit liege an einem Phänomen namens kom­
munistischer Konservatismus, deren Kern Prüderie 
gekoppelt mit Mittelschichtenmoralität sei, um 
nicht noch verhaltensauffälliger und diskriminier­
barer zu werden, als man es ohnehin schon sei.
Gut, werden Leserinnen jetzt einwenden, gut für eine 
Sozialpsychologie der Linken, diese Gedanken, was 
aber haben sie mit Antifaschismus zu tun?
Nun, dies: Insofern Faschismus mit seinem Biologis- 
mus und Determinismus ein permanentes "Das war 
schon immer so, das muß auch so bleiben" lehrt, ver­
tritt er eben nicht nur Kapitalismus-MHitaris- 
mus-lmperialismus-Rassismus-Chauvinismus -Ge­
walt, was wir alle einigermaßen rezipiert haben und 
mit Hilfe unserer Aufklärungsarbeit seit einigen 
Jahrzehnten einigermaßen zu bekämpfen wissen, er 
ist auch Ausdruck von Autoritarismus und Ordnungs­
wahn, der doppelten Moral der bourgeoisen Familie 
und des Patriarchats.
Wer aber diese Seiten nicht sehen will, bekämpft den 
Faschismus nicht allseitig und wird ihn daher nicht 
besiegen.
Glaubwürdigkeit der antifaschistischen und Links­
kräfte stammt von dem her, was Konkret-Autor Det­
lef zum Winkel z.B. Kulturrebellentum nennt, oder 
St. Just einst die intergrale Revolution genannt hat. 

Der wenig bekannte kategorische Imperativ von 
Marx, "alle Verhältnisse umzuwerfen, wo Menschen 
unterdrückte, erniedrigte, geknechtete, beleidigte 
Wesen sind", drückt dies aus.
Entsprechend: Revolutionäre Massenbewegung ent­
stand immer dann, wenn einerseits eine objektive 
Chance bestand, weil das herrschende System zer­
rüttet genug war, andrerseits die große Utopie, daß 
alles anders werden konnte, unter den Massen deut­
lich genug erkennbar war. Deswegen waren gerade 
Gestalten, die heute mit Etiketten wie Anarchist, 
Sponti oder Chaot versehen würden, revolutionäre 
Idole: Max Hodann, Wilhelm Reich, Otto Rühle, 
Franz Jung, Alexandra Kollontai, und Hölz und Pi­
casso und Brecht und Chaplin und - zumindest histo­
risch - Flora Tristan und George Sand.
Die Glaubwürdigkeit der Revolution lag im univer­
sellen Rebellentum. Das Interesse der "Massen" 
ebenso: Die jeweils erfolgreichsten Werke von Engels 
und Bebel behandeln die Geschlechterfrage opposi­
tionell und für den damaligen Zeitgeist provozierend 
und nicht auf das Ökonomische beschränkt, deswegen 
waren sie die erfolgreichsten: weil ihre Leserinnen 
hautnah betroffen waren.
Noch ein Beispiel der emanzipatorischen Substanz: 
Die konterrevolutionäre Literaturnobelpreisträgerin 
Pearl S. Buck merkt in ohnmächtiger Wut an, der Er­
folg der chinesischen Revolutionärinnen sei vorwie­
gend der Agitation mit der freien Liebe zuzuschrei­
ben.
Wir besetzen also Terrain: Faschos und Klerikale sind 
für Repression, Triebunterdrückung und Neurose, wir 
aber sind Freiheitskämpferinnen! Davon hängt nicht 
zuletzt kulturelle Hegemonie ab.
Natürlich sind die beiden möglichen Extreme zu un­
terbinden: Die Wiederaufnahme der plattmännlichen 
Beute(l)jagd ebenso wie eine vulgärfeministische 
Selbstverleugnung, die mit kirchlichen Zensurwün­
schen harmoniert.
Aber das schaffen wir schon...
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ANTIFAZ L YRIK-KOLUMNE

Die andere Hälfte

Leben nicht/werden gelebt/bauen keine Häuser/sondern putzen sie/machen keine Kin- 
der/sondern die werden ihnen gemcht/dafür dürfen sie sie er-ziehen/sind nicht band- 
leader/wohl aber als groupie erwünscht/nicht Maler sondern Muse/nicht Photograph 
sondern model/wie das eben so hat sein gesollt/seit Urzeiten/nach der Götter Meinung 
jedenfalls/die viele der Kinder der Göttin verinnerlicht haben/bis zum gehtnichtmehr//

Es glauben ja auch manche Arbeiter/ganz ohne Unternehmer gehe es nicht/Studenten 
übrigens verblöden und verfaulenzen ohne Professor/wie auch das ganze Vaterland ohne 
Führer//

Wenn dann aber einin so schmeichlerisch niedlich kokett/beschützt und getröstet wer­
den will/mißbillige ich selbstverständlich bewußt diese Rolle/habe jedoch unbewußt 
schon schnell die erwartungsgerechte Antwort gegeben//

Wann ändert sich das mal/fragen nicht nur Freundinnen mich/sondern auch ich mich 
selbst/schon manchmal.

(Jürgen Bargmann)

ABONNIERT DIE ANTIFAZ

Die ANTIFAZ ist eine unabhängige Zeitschrift, von und 
für Antifaschistinnen. Sie erscheint sechsmal im Jahr.
Namentlich gekennzeichnete Artikel geben nicht unbe­
dingt die Meinung der Redaktion wieder.

Jahresabo..................24,- DM
Förderabo..................30,- DM

Bestellung:

- durch Überweisung der Abogebühr auf das
Konto Nr. 1 000 229 38
BLZ 426 500 30
Stadtsparkasse Recklinghausen

- durch schriftliche Bestellung bei
Wolfgang Englisch
Oerweg 28
4350 Recklinghausen

j Hiermit abonniere ich ]
1 die Zeitschrift 1
1 ANTIFAZ bis auf Wider- !
1 ruf. '• I
1 Name:________________ ,
1 1

I ----------------- i
1 Anschrift:_____________J
; ■
1 --------------------- ;-------------- 11 '
1 Unterschrift: *11 '1 ---------------— 1
I 1
L------------------ 1

Anzeigenpreisliste:

1/2 Seite......80,-DM
1/3 Seite......60,-DM
1/4 Seite...... 50,-DM



GENormte Menschheit , Teil IV

"...die inneren Räume als letzte Kolonie" (Vandana Shiva)

Hier nun der vierte und (vorläufig) letzte Teil der Artikelserie des Dort­
munder "Anti Atom Büros". Auch dieser erscheint wieder in der entspre­
chenden Ausgabe des Dortmunder Stadtmagazins "basta".

Es gibt auf dieser Erde praktisch kein Land, 
keine noch so kleine Insel in den entfern­
testen Winkeln der Welt, das im Laufe seiner 
Geschichte nicht von weißen, christlichen 
Kolonialisten in Beschlag genommen worden 
wäre.
Mit der Gen- und Reproduktionstechnologie 
haben sich die gleichen Herrscher ein neues 
Wissenschaftsfeld und neue Kapitalquellen 
erschlossen, sind sie von der Eroberung des 
Landes und seiner Menschen zur Eroberung 
des Lebens in seiner Vielfalt ausgezogen, um 
es, je nach Ideologie, ihren Normierungsprin­
zipien anzupassen.
Die Worte von einer neuen "Weltordnung" 
sind keine Phrasendreschereien, sondern die 
konkrete Umsetzung des lang gehegten Wun­
sches, eine Welt ganz nach eurozentristi- 
schen Maßstäben auszurichten. Ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung ist nicht zuletzt die 
Bevölkerungspolitik. Und so richtet sich das 
Augenmerk der Herrschenden auf die unter­
entwickelt gehaltenen Länder, um die Ein­
wohnerzahlen drastisch zu dezimieren, und 
innerhalb der Länder wiederum auf die Frau­
en, solange sie noch in erster Linie die Trä­
gerinnen nachfolgender Generationen sind.
Die im Gedankengut des weißen patriar­
chal-kapitalistischen Herrschers ver­
ankerte Vorstellung von der "Natur", der 
"Natur des Menschen" und der "Natur der 
Frau", ist gekoppelt an die Frage der effek­
tivsten Ausbeutbarkeit und der Einbindung in 
ihr gesellschaftliches Gefüge und bei 
"Nicht-Verwertbarkeit" zum Untergang be­
stimmt.
Das über die Wissenschaft manife­
stierte Gewaltverhältnis (z.B. der 
Rio-Gipfel, ECO 92) dokumentiert neuer­
dings der Bereich Gen- und Reproduktions­
technologie in Kombination mit demo­
graphischen Aussagen über Bevölkerungs­
zuwachs und Umweltverschmutzung.
Volkswirtschaftliche und sozialpoli­
tische Überlegungen, wie eine durch den 
Industriekapitalismus und Großtechnolo­

gie-Sozialismus zermürbte Erde gesunden 
und gleichzeitig ein Sündenbock für die z.Zt. 
schon aufgebrachte Bevölkerung an den 
Pranger der UNO gstellt werden kann, liefern 
jetzt die Menschen der Drei Kontinente den 
Pharmakonzernen und ihren ideellen wie ma­
teriellen Helfern aus UNO, Weltbank, IWF, 
Familienplanungsinstitutionen und Energie­
konzernen, etc.aus.
Während in den am dichtesten besiedelten In­
dustriestaaten auf Geburtensteigerung und 
gleichzeitige verstärkte Eugenik gesetzt 
wird, wird in den Ländern der sog. Dritten 
Welt die Geburtenrate durch massivste 
Drohungen bei Nicht-Einhaltung der Fami­
lienplanungsprogramme von UNO und priva­
ten Familienplanungsinstituten ständig ge­
senkt, obwohl fast alle diese Länder eine 
weitaus geringere Bevölkerungdichte auf­
weisen als die Industriestaaten Europas. 
Humangenetische Beratung, vorgeburtliche 
Geschlechtsumwandlung, Zwangssterilisa­
tion, Zwang zu Langzeitverhütungsmitteln, 
Abtreibung nach eugenischer Indikation oder 
’unpassendem' Geschlecht, Versuchsreihen 

an ahnungslosen Frauen mit fragwürdigen bis 
gefährlichen Verhütungsmitteln u.a.m. 
stehen auf der Tagesordnung.
Erzwungene Schwangerschaftsuntersuchun­
gen zur Erfassung und Selektion von "Behin­
derten" und erzwungene Geburtenkontrolle 
zur "Eindämmung des Walles von Menschen­
fluten" aus den Drei Kontinenten sind zwei 
Seiten einer Medaille. Sie fördern Behinder­
tenfeindlichkeit ebenso wie den Rassismus, 
sind aufgrund ihrer allgemeinen Haltung ge­
genüber der Frau sexistisch, werden von Ka­
pital und Kirche gleichermaßen getragen und 
basieren auf mehr oder weniger diktatori­
schen Maßnahmen, so daß man insgesamt von 
einem faschistischen Vorgehen reden kann. 
Daß diese Maßnahmen nicht erst das Klima 
der Auslese schaffen, sondern durch das 
Grundkonzept der Erfassung und Normung 
von "menschlichen Werten" bereits der Boden 
bereitet ist, läßt sich kurz wie folgt umrei-
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ßen:
Es besteht kein Widerspruch bei der Abtrei­
bung weiblicher Föten in Indien und China 
und der Abtreibung vermeintlich Behinderter 
in unserm eigenen Land, auch wenn der Pro­
test sich eher gegen die Mädchenmorde in 
weit entfernten Gebieten richtet. Die Be­
gründung für die Vernichtung weiblicher Fö­
ten ist die gleiche wie die für die Vernichtung 
andersartig erscheinender Embryonen: Leid 
soll vermieden werden. Tatsächlich wird da­
mit nur verschleiert, daß die jeweilige Ge­
sellschaft diese Gruppen Menschen nicht will
- und sowohl hier wie dort in erster Linie aus 
finanziellen Gründen.
Welche Personengruppen als Außenseiter ab- 
gstempelt und verfolgt werden, bestimmt die 
jeweils HERRschende Ideologie, aber daß ei­
ne gezielte Selektion stattfindet, die jede 
Möglichkeit der Andersartigkeit bereits im 
Keim erstickt, gehört zum Konzept von Men­
schenzüchtung und Bevölkerungskontrolle 
seit Bestehen der Gentechnologie.
Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
Wegbereiter der jetzt herrschenden 
(Welt-)Bevölkerungspolitik seitens IWF und 
Weltbank, UNO und privaten Familienpla­
nungsinstituten wie z.B. IPPF (i) sowie den 
Kirchen Wissenschaftler aus den Bereichen 
Medizin, Biologie, Genetik, Philosophie und 
Informatik waren und sind. Und zwischen all 
diesen ehrenwerten Herren bewegen sich re­
lativ unauffällig Vertreter der Atomlobby.

Zwischenschritte

Am Vorabend des 2. Weltkrieges tagen Ende 
August 1939 die Vertreter der Weltelite aus 
Genetik und Biologie in Edinburgh. Ziel des 
7. Kongresses der Gentiker war vor al­
lem die Verbesserung der Menschheit (!) mit 
den Mitteln modernster Genetik. In ihrem 
"Genetikermanifest" bedachten diese 
Größen, daß eine Voraussetzung dafür u.a. 
die Einebnung der Klassengesellschaft sei 
und zudem sozialpolitische Kompensations­
leistungen als Entschädigung für die von den 
Frauen zu erbringenden Mehrlingsgeburten 
sein müsse. "Bewußte Selektion statt ökono­
mischer Klassengesellschaft lautete die Pa­
role" (K.H. Roth, in: Kaupen-Haas (Hg.): Der 
Griff nach der Bevölkerung, GRENO, Nörd­
lingen 1986, S. 14). Im Prinzip hatte man(n) 
zu diesem Zeitpunkt bereits alle Formen der 
Menschenzüchtung und -kontrolle zusam­
mengefaßt:
- qualitative Geburtenkontroll über Sterili­
sation, Kontrazeptiva

- künstliche Befruchtung, Ausbau der Hu­
mangenetik mit ausführlicher Beratung.
Als dann in den 50er Jahren die "Bevölke­
rungslawinen" der armen Länder heraufbe­
schworen wurden, war es den Forschern J.D. 
Watson und F.H. Crick gerade erst gelungen, 
das Modell der Doppel-Helix für die DNS (2) 
zu entwerfen und damit den vermeintlichen 
Schlüssel zum Leben schlechthin - zum gene­
tischen Code - entdeckt zu haben.

Hatte der Krieg den Genetiker-Kongreß von 
Edinburgh in der Öffentlichkeit auch in Ver­
gessenheit geraten lassen, so verfolgten die 
damaligen Teilnehmer ihre Linie konsequent 
weiter.
Joseph Hermann Mullers, J.B.S. Haldanes 
und J.S. Huxleys Vorstellungen von der Ver­
besserung der menschlichen Erbanlagen zu­
gunsten eines Weltfriedens (1939) wurden die 
humangenetischen Institute mit Hin­
weis auf die drohenden Erbschäden durch Ra­
dioaktivität aus den neugebauten Atommei­
lern (1956) und die rigorose Geburten­
beschränkung durch die umfassenden "Fa­
milienplanungsprogramme" für die Länder 
der sog. Dritten Welt (1962) hinzugefügt.
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Herrenrasse und Krebsgeschwüre

Bereits i960 erschien im Wirtschafts-Digest 
der Abdruck zweier Schriften gegen den Ge­
burtenzuwachs in den unterentwickelten 
Ländern.
"Menschenfluten der nahen Zukunft" beti­
telte die 'Constellation' (Paris) ihren Bei­
trag, in der alle Hoffnung auf eine Sterilisie­
rungspille gesetzt wurde, die die Geburten­
ziffern um 30% senken sollte. Desweiteren 
baute man auf technisch umsetzbare For­
schungsergebnisse über Einwirkungen auf 
männliche und weibliche Zellen, auf den Pro­
zeß der Fruchtbarkeit und die Anfangsent­
wicklung des Embryos (WirtschaftsDigest 
5/1960, Nr. 5, S. 36).
Die'Tat' (Zürich) greift in ihrem Aufsatz 

"Die Bevölkerungswelle des Islam" für das 
sprunghafte Ansteigen der Geburtenziffern 
die Sprachregelung "Krebskrankheit der 
Menschheit" von Julian Huxley auf und for­
dert "Abhilfe...in einer Bevölkerungspoli­
tik..., welche den durch die moderne Medizin 
erreichten Rückgang der Säuglingssterblich­
keit (Sterbekontrolle) durch eine Beschrän­
kung der Geburten (Geburtenkontrolle) kom­
pensiert" (WirtschaftsDigest, ebd., S. 40).
Mit allen Mitteln wird seither versucht, die 
Menschen der nichteuropäischen Ethnien an 
der Fortpflanzung zu hindern und in den In­
dustrienationen Richtlinien für diejenigen zu 
erlassen, die in der Vergleichswertung mit 
Produkten der Gen- und Reproduktionslabors 
nicht standhalten. Es entsteht ein enormer 
Forschungs- und Absatzmarkt der weltgröß­
ten Pharmakonzerne und Chemiemultis. Die 
Forschungsobjekte: in erster Linie Frauen 
aus den Drei Kontinenten.
Die Angst der Großen vor den Kleinen, des 
Nordens vor dem Süden, wächst. Was, wenn 
die über Jahrhunderte Unterdrückten etwa 
gleiche Rechte zum Aufbau ihrer Länder for­
derten: dann wären sie ja in der Überzahl. Al­
so wird das Märchen von der Überbevölke­
rung verkauft, um in der Bevölkerung hier 
den Konsens für die weitere Unterdrückung 
der Menschen dort zu ergattern.
"Keine Hälfte der Welt kann ohne die andere 
Hälfte der Welt überleben. Helfen wir den 
anderen, ihre Überbevölkerungs-Probleme zu 
lösen, damit die Erde nicht für uns alle zu 
klein wird." (Werbung durch das Bundesmini­
sterium)
An Kampagnen beteiligen sich Kirchen, Ge­
werkschaften, einschlägige Zeitschriften 
(z.B. "Natur"), Grüne, Umweltschützer und 
nicht zuletzt Energiekonzerne.

Honorarprofessor Dietrich Schwarz, auf 
der Lohnliste der Dortmunder VEW, erdrei­
stete sich als "Christ für Kernenergie" sogar, 
den Anti-AKW-Gruppen die Schuld am Elend 
in der "Dritten Welt" unterzujubeln: Die 
Menschen in den armen Ländern brauchten 
lediglich mehr Energie, um ihren Lebensstan­
dart zu verbessern, dann würden sie freiwillig 
in die Geburtenkontrolle einsteigen, um den 
Wohlstand zu halten, und so viele Kinder zur 
Altersabsicherung wären dann ja überflüssig. 
Warum Geburtenkontrolle auch von Schwarz 
gefordert wird, ist klar: die Menschen aus den 
drei Kontinenten sind eine Bedrohung für un­
sere Zivilisation, durch Energieverschwen­
dung, Umweltzerstörung, Überfremdung.
Auch Hubert Weinzierl, Vorsitzender des 
Umweltschutzgiganten BUND, schließt sich 
seinem Geschlechtsgenossen an: sich für den 
Umweltschutz intensiv einzusetzen, bringt 
nach seiner Auffassung nur etwas, wenn der 
"Bevölkerungsstrom" eingedämmt werden 
kann! (Süddeutsche Zeitung, 4.9.89). Er for­
dert, Entwicklungshilfe mit der Geburten­
kontrolle zu verknüpfen.(3)
Wir verkneifen uns an dieser Stelle jeden 
Kommentar über die ursächlichen Zusam­
menhänge von Massenarmut und steigenden 
Geburtenzahlen in den unterentwickelt ge­
haltenen Ländern. Stattdessen verweisen wir 
darauf, daß in Gesellschaften, in denen das 
patriarchal-kapitalistische System nicht die 
Oberhand gewonnen hat, das Gleichgewicht 
von Ressourcen und Bevölkerung erhalten 
blieb.

Welches Schweinderl------
hätten's denn gern?

Watehas Schwain iräcMan Sia aain? 

Gentechnik mocht's möglich!
Mm M awnuKhbar. *1 orwttbw.
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wir liefern frei Haus. 
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Mittlerweile werden auch staatlich geförder­
te Frauengruppen über das Familienmini­
sterium gegen die Bevölkerungs"welle" ge­
wappnet: Die Produktivkräfte der Frauen im 
Trikont und ihre Schwächung durch zu viele 
Geburten wird heraufbeschworen, nachdem 
sie fast überall aus der Subsistenzprduktion - 
u.a. durch Einsatz der Gentechnologie in der 
Landwirtschaft - vertrieben wurden.
Das vielbeschworene Selbstbstimmungsrecht 
der Frau durch gesenkte Geburtenzahlen 
wird angesichts dieses Zusammenhangs zur 
Farce-
Auch die Auswahl der Verhütungsmittel und 
die gewünschte Kinderzahl sind längst in 
Händen der Bevölkerungsstrategen von IWF 
und Weltbank. Wer nicht deren Weisungen be­
folgt, muß mit Einbuße der Entwicklungshil­
fegelder bis hin zur Verweigerung von Le­
bensmitteln und Medikamenten rechnen.
Unter diesem Druck beugen sich die meisten 
abhängigen Staaten und greifen lieber selbst 
zu rigorosen Bevölkerungsbeschränkungen, 
obwohl die Bevölkerungszahlen in den sog. 
Entwicklungsländern fast alle unter denen 
der Industriestaaten liegen.
Zuständig für die Kontrolle, Durchführung 
und Finanzierung konkreter nationaler Pro­
gramme weltweit fühlt sich u.a. die 1948 ge­
gründete "International Planned Pa­
renthood Federation"(IPPF). Eines der 
Gründungsmitglieder war der NS-Sterilisa- 
tionspropagandist Prof. Dr. Hans Harmsen. 
Noch in den 50er Jahren vertritt er die Auf­
fassung, daß die Erbgesundheitsgerichte im 
wesentlichen gewissenhaft und rechtens ge­
handelt hätten, und 1952 gründet gleicher 
Professor den deutschen Ableger der IPPF, 
die ProFamilia; hauptamtlich arbeitet er 
zunächst nach 1945 als Akademie-Leiter für 
Staatsmedizin und ein Jahr später als Direk­
tor des hygienischen Instituts bei der Stadt 
Hamburg.
Das Gedankt igut Harmsens dürfte bei der 
IPPF aufx fruchtbaren Boden gefallen sein, 
denn auch der Vorläufer dieser Einrichtung 
weltweiter Bevölkerungskontrolle war durch 
die Begründerin, Margret Sanger (4), eine 
durchweg rassistische Organisation: Zu ihren 
Vorstellungen der Geburtenkontrolle gehörte 
u.a. die Verhinderung von "Minderwertigen", 
d.h. Geburten von Puertoricanerinnen afri­
kanischer Abstammung, während weiße 
Frauen zur Steigerung "wertvoller" Men­
schenproduktion animiert wurden.
Wie sich die Geburtenkontrolle in den einzel­
nen Ländern niedergeschlagen hat bzw. wel­
che Formen der Geburtenunterdrückung ge-
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wählt werden, soll hier an einigen Beispielen 
aufgezeigt werden.

Japan

In den 50er Jahren wird dem Reis ein emp­
fängnisverhütendes chemisches Produkt un­
tergemischt. Die erwartete Wirkung bleibt 
allerdings aus, weshalb man auf dem Cl- 
BA-Kongreß von 1962 in London (s. GENorm- 
te Menschheit, Teil II) nach effektiveren Mit­
teln suchte. Als ein Angebot steht die Pille 
von dem Teilnehmer Gregory Pincus für 
große Versuchsreihen seit kurzem zur Ver­
fügung.

Indien
(ehemals portugiesisch/britische Kolonie)

In den 50er Jahren werden erste Familienpla­
nungsprogramme entwickelt. Zuständig u.a. 
JULIAN HUXLEY. Da die gewünschten Er­
folge ausbleiben, greift die indische Regie­
rung in den 70er Jahren zu Massensterilisati­
onen bei Männern und Frauen. Proteste be­
wirken, daß die Männer von weiteren Aktio­
nen weitgehend verschont bleiben, während 
Zwangssterilisationen bei Frauen weiter 
durchgeführt werden und diese Ende der 80er 
Jahre auch zu erzwungenen Schwanger­
schaftsabbrüchen in Kliniken gebracht wer­
den. Seit Mitte der 70er Jahre werden 
Schwangerschaftskontrollen zur Ge­
schlechtsbestimmung und Eingriffe zur Ge­
schlechtsumwandlung am Embryo vorgenom­
men. Die Einführung dieser Technologie
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führt zu technisierten Vernichtungsaktionen 
von Frauen. Die Anzahl der aufgrund von 
Amniozentese festgestellten Abtreibungen 
weiblicher Föten erhöhte sich in den Jahren 
1983 bis 1990 um das Achtfache.
Mittlerweile führt Indien selbst Menschen­
versuche mit neuen Verhütungsmitteln an 
Frauen in anderen "Dritte-Welt"-Ländern 
durch.

Peru
(ehemals spanische Kolonie)

Das US-AID-Programm beabsichtigt, nur 
noch Hilfeleistungen für langfristige Emp­
fängnisverhütungsmethoden wie Sterilisa­
tion, Spirale, Pessare (IUD) und das Implantat 
NORPLANT (5) bereitzustellen. Auch neue 
Wirtschaftskredite von IWF und Weltbank 
hängen von der Umsetzung dieser Geburten­
kontrollen ab.

Bangladesh
(ehemals Teil der früheren britischen Kolonie 
Indien) 

1984 verweigerten IWF und Weltbank die Lie­
ferung von Lebensmitteln und Medikamen­
ten, solange nicht alle als unfruchtbar zu 
machen genannten Frauen sich innerhalb ei­
nes bestimmten Zeitraums sterilisieren lie­
ßen. Die Bundesregierung schloß sich an.

Namibia
(ehemals deutsche Kolonie)

Vor der Unabhängigkeit von Südafrika wer­
den im Rahmen der Bevölkerungs"eindäm- 
mung" in den ländern der sog. Dritten Welt, 
so auch Namibia, die Langzeitverhütungs-

Ni hasara kwa baba mama na watoto.

Werbung für die Kleinfamilie in Afrika.

mittel Depo Provera (USA) und Nur Esterate 
(auch Net EN, Fa. Schering) trotz bekannter 
schwerer Nebenwirkungen und Verkaufsver­
bot in den Herstellerländern bereits an 

12jährige Mädchen verabreicht. Sterilisa­
tionen werden vorgenommen, ohne den Frau­
en vorher zu erklären, daß diese "Verhütungs­
maßnahme" nicht rückgängig zu machen ist.

Indonesien
(ehemals portu gies./niederl. Kolonie)

Die katholische Kirche begründet ihr Eintre­
ten für die Familienplanung damit, daß sie 
"zur Verherrlichung Gottes beitragen (kann), 
indem sie die Menschenwürde fördert" (WAZ, 
13.2.92).
Verteilt wird dort bereits seit 1981 das Sche­
ring-Produkt NORPLANT. (5)

Singapur
(ehemals britische Kolonie)

Betreibt ein offen rassistisch-eugenisches 
Programm mit Ausrichtung auf die Steige­
rung d£r "intelligenten Population" als An­
passung an westliche Standarts. Entspre­
chend rasch löste Singapur die von der UNO 
geforderte Populationsbeschränkung (Bevöl­
kerungsrate 1980 + 2% jährlich) ein. In dem 
Mehr-Kulturen-Staat werden Geburten chi­
nesischer Frauen durch massive Propaganda 
und Geldanreize gefördert, angeblich wegen 
der genetischen Höherwertigkeit.
Frauen anderer Kulturen werden dagegen zur 
Geburt von maximal einem Kind gezwungen: 
nach der ersten Geburt kommt die Auffor­
derung zur Sterilisation.

Nach den Weltbevölkerungskonferenzen von 
1974 (Bukarest) und i984*(Mexiko) sollte auch 
die Umweltkonferenz in Rio de Janeiro im 
Juni d. J. in Brasilien einschneidende Maß­
nahmen zur Ausweitung des Bevölkerungs­
kontrollplans beinhalten. Offiziell wurde das 
Thema dann aber zurückgestellt. Trotzdem’ 
ist zu erwarten, daß IWF und Weltbank und 
die stärksten Staaten in der UNO mit weite­
ren Zwangsmaßnahmen aufwarten werden...

Anmerkungen.

(1) IPPF International Planned Parenthood 
Federation
Nachfolger der 1942 gegr. Planned Parent­
hood Federation of America

(2) DNS(engl. auch DNA) Desoxiribonuklein- 
säure bildet das genetische Material und liegt 
meist als Doppelstrang vor
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(3) Die Verbindung von Umweltverbänden und
kapitalistischen Bevölkerungsstrategen ist 
durch den Schulterschluß zwischen dem vom 
ÖKO-TEST-Verlag herausgegebenen
deutsch-sprachigen Magazin "World Watch" 
und dem Pharmariesen Schering augenfällig 
geworden, (s. dazu die abgedruckte Anzeige)

(4) Margret Sanger, Anfang des Jahrhunderts 
als Frauenrechtlerin des sozialistischen La­
gers in die Annalen der Frauenbewegung ein­
gegangen, entpuppt sich spätestens ab den 
zwanziger Jahren als engagierte Verfechte­
rin rassistisch-eugenischer Bevölkerungpoli­
tik. Sie und die Millionenerbin Catherine 
Dexter McCormick unterstützen u.a. den Bi­
ochemiker GREGORY PINCUS ab 1951 bei 
der Entwicklung einer effektiven "Geburten­
bremse" für die sog. dritte Welt

ANZEIGE

(5) Norplant, ein Langzeit-Hormonpräparat 
der Firma Schering, wird in den Oberarm ein­
gepflanzt und gibt bis zu 5 Jahren Hormone 
ab ! Gut ein Drittel aller Frauen mußte das 
Implantat nach kurzer Zeit wieder entfernt 
werden, weil es zu massiven Blutungsstörun­
gen führt. Trotzdem wird es vor allem im asi­
atischen Raum weiterhin eingesetzt, z.B. in 
Thailand, Indonesien, Indien.
Nachsatz:
Kurz vor Drucklegung finden wir in der WAZ 
vom 26.6.92 folgende Meldung:
"Kritik wurde daran geübt, daß der Umwelt­
gipfel von Rio die Bevölkerungsentwicklung 
fast außer Acht ließ.
Sie soil mit der Energieversorgung Zentral­
thema des Weltenergiekogresses vom 20. bis 
25. September in Madrid sein."

Anti Atom Büro 
Am Ölpfad 25 
4600 Dortmund-Hörde

LIVE-MUSIK-PROGRAMM-KNEIPE • RESTAURANT • DISCO • BIERGARTEN
.JHHHHHK. ab 20.00 Uhr geöffnet flHHHHHME

Heyden-Rynsch-Straße 2 • 4600 Dortmund 1
Tel.: 02 31/178145 • Fax: 02 31/1783 47
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400 GEGEN SAMMELLAGER

IN CASTROP-RAUXEL

Unter dem Motto "Keine Sammeilager für Flüchtlinge!" fand am 
27.06.92 im Zentrum von Castrop-Rauxel eine Demonstration statt. 
Auf gerufen dazu hatte ein Aktionbündnis von acht antirassistischen 
Gruppen aus mehreren Ruhrgebietsstädten.
Der für Castroper Verhältnisse stattliche Demonstrationszug beleb­
te etwa zweieinhalb Stunden lang die Castroper Innenstadt.

Hohe Ausländerbeteiligung

Die Lebendigkeit auf dem relativ langen 
Weg rund um die Castroper Altstadt bis 
hin nach Obercastrop, einem Stadtteil mit 
hohem Anteil türkischer Bewohner, brach­
ten die vielen Ausländer mit, die etwa die 
Halfte der Teilnehmer stellten.

Besonders kurdische Gruppen riefen laut­
starke Parolen, klatschten und juchzten 
und motivierten dadurch die meist stille­
ren Deutschen zum Mitmachen. Auch eine 
Roma-Gruppe, Tamilen und andere betei­
ligten sich an dieser Kungebung.

Ehemlige Haftanstalt als Sammeilager

Eines der zwanzig geplanten Sammeilager 
in NRW ist der Vinckehof in Castrop- 
Rauxel, eine ehmalige Haftanstalt. Hier 
sollen, wie auch in den anderen Lagern - 
meist ehemalige Kasernen -, über 500 
Menschen zusammengepfercht werden.

In Schnellverfahren soll innerhalb von 
sechs Wochen über "offensichtlich unbe­
gründete" Anträge entschieden werden. In 
dieser kurzen Zeit haben Flüchtlinge kaum 
eine Chance, ihre Anerkennung zu errei­
chen, so daß die eigentliche Funktion der 
Lager in der schnellen Abschiebung der 
Flüchtlinge zu sehen ist.

Die zwielichtige Rolle des DRK

Scharf angegriffen wurde von mehreren 
Rednern neben der Gesetzesänderung auch 
das Deutsche Rote Kreuz, das durch seine 
Bereitschaft, die "Betreuung" der Flücht­
linge zu übernehmen, die geplante 

Abschiebepolitik erst möglich macht. Ein 
Redner zog Parallelen zur Nazizeit: Auch 
damals sei das DRK angeblich neutral 
gewesen. In Wirklichkeit aber habe es 
mitgeholfen, die Kriegsverbrechen zu 
ermöglichen. Nach dem Kriege habe es 
Nazi-Massenmördern zur Flucht verholfen.

Proteste der Kurden

Die kurdischen Vertreter wiesen auf die 
Massaker an ihrem Volk in der Türkei hin. 
Deutsche Waffenlieferungen an die Türkei 
unterstützen die Politik der Unterdrückung 
und Ermordung der Kurden. Kurdische 
Flüchtlinge aber sollen künftig als "Schein- 
Asylanten" behandelt werden.

Protest auch von der Kirche

Pfarrer Rohr vom Evangelischen Kirchen­
kreis Herne/Castrop-Rauxel, der sich 
schon im Vorfeld der Demonstration - wie 
andere auch - kritisch zu Wort gemeldet 
hatte, berichtete zunächst, daß er kaum 
Zeit zum Schlafen und zur Vorbereitung 
eines Manuskripts gehabt habe, da er sich 
um einen verletzten Flüchtling habe küm­
mern müssen, der zusammengeschlagen 
worden war und ihm ins Haus gebracht 
wurde. Der Pfarrer wies darauf, wie das 
Flüchtlingsproblem durch Waffenlieferun­
gen und Ausbeutung der Entwicklungs­
länder durch die Industrieländer überhaupt 
erst entsteht. Er machte aber auch darauf 
aufmerksam, daß die meisten Flüchtlinge 
nicht in Deutschland, sondern in den 
ärmsten Ländern der Welt Aufnahme 
finden.

Siegfried Heilig
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STUDENTISCHE KORPORA TIONEN

GESTERN UND HEUTE
Konferenz in Marburg

Bericht von Karsten Schneider*
Aus Anlaß des 175. Jahrestags des Wartburgfestes fand vom 19.-21. Ju­
ni 92 in der Marburger Universität eine wissenschaftliche Konferenz 
statt. Eingeladen hatten das Projekt Wartburg '92, das sich schon seit 
geraumer Zeit mit der Vorbereitung beschäftigt hatte, die Geschichts­
werkstatt Marburg, der Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und 
der Marburger AStA.

Konferenz in Marburg
Das Wartburgfest 1817

Historische Erfahrungen und gegenwärtige 
Herausforderungen 

für eine demokratische Hochschulpolitik

19.-21. Juni 1992

Die Bedeutung einer solchen antikorporier- 
ten Konferenz ist evident: Nicht erst im Zuge 
der Entstehung des größeren Deutschland ha­
ben studentische Korporationen an Bedeu­
tung gewonnen.
Während sie seit Ende der 50er Jahre keine 
Rezepte für ein Eingreifen in gesellschaftli­
che Prozesse mehr hatten, im Zuge der 68er 
Bewegung sogar völlig in die Defensive gerie­
ten, konnten sie sich seit Mitte der 80er Jah­
re mit der neokonservativen Wende wieder 
von der Reduktion auf die Funktion als Seil­
schaft lösen.
Im Spektrum zwischen Rechtsextremismus 
und Konservatismus spielen Korporierte eine 
zunehmend große Rolle. Von Bedeutung sind 
auch ihre männerbündischen Strukturen und 
Ansichten. Die Zurückdrängung von Frauen 
und von emanzipatorischer Theorie wird von 
Korporationen nicht nur über das Seilschafts­
prinzip betrieben, sondern mittlerweile auch 
wieder durch offenes Bekenntnis zu Männer­
bünden und mehr oder weniger offene Einfor­
derung einer Renaissance der Rollenteilung 
zwischen Mann und Frau.
Die Veranstalterinnen schreiben daher, daß 
"die streitbare Erörterung der durch die Ge­
schichte wie durch die gegenwärtige Situati­
on aufgeworfenen Fragen ... für das zukünfti­
ge Selbstverständnis der Hochschulen, für 
Forschung und Lehre unverzichtbar" ist. Und 
wegen der ausgesprochen hervorgehobenen 
Stellung von Verbindungen möchte ich beto­
nen:
Nicht nur die Wissenschaft, auch die übrige 
Gesellschaft kann die deutschtümelnde und 
elitehafte Ideologie nicht unbeachtet lassen.
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Podiumsdiskussionen und Arbeitsfo­
ren
Von Freitag bis Sonntag fanden abendliche 
Podiumsdiskussionen statt, am Samstagmor­
gen tagten vier parallele Arbeitsforen zu den 
Themen "Sitte und Brauchtum im Männer­
bund", "Elitekonzeption versus Chancen­
gleichheit. Hochschulpolitische Konzepte 
der Korporationen", "Korporationen zwi­
schen Konservatismus und Rechtsextre­
mismus" sowie "Geschichte und Geschichts­
bild der studentischen Verbindungen".
Eine stattliche Zahl namhafter Wissen­
schaftlerinnen wurde für die Podiumsge­
spräche aufgeboten.
Die Eröffnugsveranstaltung am Frei­
tagabend bezog sich direkt auf das Wartburg­
fest 1817 "als dem Ausgangspunkt der moder­
nen Korporationsgeschichte". Die Geschich­
te der Korporationen wurde periodisch dar­
gestellt.
Prof. Dr. Ludwig Elm, ein Konservatismus­
forscher aus der exDDR, beschäftigte sich 
mit den Ursprüngen des Verbindungswesens 
bis zur Gründung des Kaiserreichs 1871. Er 
zeigte, wie widersprüchlich die damaligen 
Burschenschaften waren. Während Corps, 
konfessionelle und andere Verbindungen hi­
storisch gesehen nichts anderes als die Ju­
gendorganisationen der herrschenden Klasse 
waren, hatten die Burschenschaften anfangs 
durchaus eine gegen die feudale Reaktion ge­
richtete Tendenz. Elm nannte seinen vor al­
lem auf die Burschenschaften ausgerichteten 
Beitrag daher auch "Kontinuität und Diskon­
tinuität des Wartburgfestes 1817".

Beides, Kontinuität und Diskontinuität, ist in 
diesem ersten Wartburgfest angelegt. 
Während hier noch progressive Reden ge­
schwungen und Literatur des Feudalismus 
vernichtet wurde(n), kam es auch zur Ver­
brennung des fortschrittlichen, aber 
Deutschland aufoktroyierten, Gesetzeswerks 
"Code Napoleon". Die burschenschaftlichen 
Studenten wollten zwar, daß endlich die na­
tionale Einheit durchgesetzt werde, aber 
nicht durch die Bevölkerung, sondern durch 
den Staat. Somit war die antidemokratische 
Grundtendenz von Anfang an vorhanden.
Im Verlauf der bürgerlichen Revolution 
von 1848 verwischten sich die Unterschiede 
zwischen Corps, Burschenschaften und ande­
ren Verbindungen, vor allem weil die bürger­
liche Bewegung eine große Ausstrahlungs­
kraft hatte.
Es war daher auch nur folgerichtig, daß die 
Burschenschaften (und teilweise auch die an­
deren Verbindungen) vom Staat von Anfang 
an verfolgt wurden, denn sie verkörperten 
bürgerliche Opposition, auch wenn diese 
nicht grade demokratisch war.
Die völlige Niederlage der Revolution wurde 
so auch eine Niederlage der Burschenschaf­
ten. Damit brach der fortschrittliche Cha­
rakter der Burschenschaften jäh ab.
Es handelt sich dennoch um "Kontinuität", 
nämlich die Kontinuität des gesamten Bür­
gertums, dessen Teil die Burschenschaften 
waren. Denn nicht allein die Burschenschaf­
ten wurden antisemitisch, ausländerfeindlich 
und deutschtümelnd, sondern die gesamte 
bürgerliche Bewegung, die auf diese Weise

ANZEIGE
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ihre ehemals fortschrittlichen Inhalte end­
gültig über Bord warf und sich dem Staat an­
paßte.
Der Archivar Dr. Anselm Faust beschäf­
tigte sich besonders mit der Funktion des 
Korporationswesens als Wegbereiter des 
deutschen Faschismus. Während die Studen­
tenschaft im Kaiserreich dadurch als Spie­
gelbild der Geschichte in Erscheinung trat, 
daß sie sich als bürgerliche Bewegung mit den 
aristokratischen Herrschaftsschichten ar­
rangiert hatte, tat sie dies nach dem i. Welt­
krieg dadurch, daß sie durch die Novemberre­
volution in die Defensive gezwungen wurde.
Ergebnis dieser Defensive war dann z.B. die 
Gründung des Deutschen Studentenwerks 
durch Korporationen, es fand also ein Rück­
zug in unpolitische Bereiche statt. Das ent­
sprach aber nicht mehr den elitären und nati­
onalen Ansprüchen der Verbindungen. Die 
Republik beseitigte die Privilegien der Stu­
denten, sie mußten sich jetzt im Kampf um 
Pöstchen sogar mit "ungebildeten" Sozialde­
mokraten herumschlagen.

Schon in dieser Phase führten fast alle Kor­
porationen ihren "Arier"-Paragraphen in 
die Satzungen ein, die Volksgemeinschaft 
wurde schon, bevor die Nazis diesen Begriff 
popularisierten, der republikanischen Klas­
sengesellschaft entgegengestellt. Das Prin­
zip der Majorität (demokratische Republik) 
sollte dem Prinzip der Stärke und Ehre wei­
chen. So war die Deutsche Studenten­
schaft, der Dachverband der Studierenden 
in der Weimarer Republik, auch der einzige 
Verband, der schon vor 1930 von den Nazis 
dominiert wurde. Korporationsstudenten und 
Nazis unterschieden sich nicht in ihrem 
rechtsextremen Weltbild, wohl aber durch 
die kleinbürgerliche Herkunft der 
NSDAP-Mitglieder und den großbürgerlichen 
Standesdünkel der korporierten Studenten.
Nach 1933 wurden endgültig alle demokrati­
schen Relikte aus dem Korporationswesen 
getilgt; aktive Nationalsozialisten wurden zu 
Führern der Verbindungen gemacht.
Die Tatsache, daß bis 1935 die Verbindungen 
sich selbst aufgelöst haben oder teilweise von 
außen aufgelöst worden sind, bringt nicht et­
wa eine Nichtakzeptanz der faschistischen 
Regierung durch jene zum Ausdruck (Inhaltli­
che Unterschiede gab es - wie wir gesehen 
haben - ja fast nicht), es waren Kleinigkeiten, 
die Anlaß für das - vorläufige - Ende des offi­
ziellen Korporatismus boten. Zum einen war 
- bei allem Antisemitismus - die Kollegialität 
auch zu den jüdischen Bundesbrüdern durch 
die standesdünkelnden Ehrvorstellungen 
zwingend, zum zweiten waren die exklusiven 

Häuser der Verbindungen interessant für die 
studentischen NS-Kameradschaften, und zu­
guterletzt hatten die Nazis die "unbedingte 
Satisfaktion" einiger schlagender Verbindun­
gen für die Studenten verallgemeinert, was 
die religiösen Verbindungen für sich wieder­
um nicht in Kauf nehmen wollten.
Man kann also sagen, daß der "totale Staat" 
(Carl Schmitt, 1931) keinerlei politische Ne­
gation ertragen wollte.
Heike Ströle-Bühler, Antisemitis­
mus-Forscherin, referierte über den studen­
tischen Antisemitismus anhand Beispielen 
aus der Deutschen Burschenschaft (DB).
In der Weimarer Republik waren 60 % der 
männlichen Studenten korporiert, sie waren 
wichtige Träger des Antisemitismus.
Die Juden wurden mit der verhaßten Weima­
rer Republik identifiziert. Die reaktionäre 
"Modernitäts'-Kritik der Studenten richtete 
sich gegen den "jüdischen Geist", der in der 
Ver-Technisierung und in der Genuß"sucht" 
gesehen wurde. Schließlich war auch einfa­
ches Konkurrenzverhalten von Bedeutung. 
Durch Ausschluß der jüdischen Studenten von 
den Aufstiegsmöglichkeiten sollten die eige­
nen Abstiegsängste kompensiert werden.
Gerhard Schäfer beschrieb die Entwick­
lung seit 1945. Direkt nach der Befreiung 
vom Faschismus war das Korporationswesen 
genauso diskreditiert wie die kapitalistische 
Gesellschaft überhaupt (vgl. u.a. das Ahlener 
Programm der CDU).
Es war den gesellschaftlichen Kräften - auch 
den amerikanischen und sowjetischen Besat­
zungsbehörden - bewußt, daß die Korporatio­
nen einen Hort antidemokratischen Denkens 
darstellten. Das war schon allein daran deut­
lich zu erkennen, daß die NSDStB-Führer 
Verbindungsstudenten gewesen waren.
1947 verboten die Amerikaner alle Verbin­
dungen, aber schon 1952 war die Restaura­
tion in Hinblick auf die Verbindungen fast 
durchgesetzt, die wieder zu Amt und Würden 
gelangten "Alten Herren" sorgten dafür.
Der Antisemitismus war in den Verbindungen 
noch immer nicht getilgt! Die Begriffe än­
derten sich allerdings: Während 1922 von 
großdeutschem Reich geredet wurde, war 
nun das durchgängige Schlagwort das "christ­
liche Abendland".
Kontinuierliches Element der Verbindungs­
studenten ist die geistig-intellektuelle (und 
ökonomisch-materielle) Abhängigkeit von 
den Alten Herren, die damit auch für den "gu­
ten Zustand" des heutigen Verbindungswe­
sens verantwortlich sein dürften.
*Karsten Schneider schrieb in AntifaZ 
Nr- 33/1992 über den "gelifteten" Rassismus 
im "Spiegel"-Journalismus.
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AUFRUF ZUR TAT!

Das Tabu brechen Die Egalisierung durchsetzen

DEMONSTRATION IN KREFELD AM 12.9.92

Im Februar dieses Jahres weckte der L übecker Richter Neskovic mit 
seinem legendären Urteil über das "Recht auf Rausch" die schlum­
mernde Diskussion über das Hanf verbot in der Öffentlichkeit...

Nun sind die Tage in den Mai gerückt und die 
Diskussion hat sich die Schlafbrösel immer 
noch nicht aus den Augen gerieben...
Es ist Zeit geworden aufzustehen, bevor das 
Thema wieder in Vergessenheit gerat!
Mittlerweile spricht kaum mehr jemand da­
von.
Wir wollen jetzt die Egalisierung durchset­
zen. Egalisierung bedeutet: Freigabe des 
Hanfs ohne gesetzliche Grundlage, sprich: 
Der Staat toleriert Cannabisbesitz in gerin­
gen Mengen (Holländisches Modell).
Es muß aber verhindert werden, daß die Dro­
genmafia mitegalisiert wird oder ihr Ge­
schäft an staatliche oder privatkapitalisti­
sche Vermarktungsgesellschaften fällt, da­
her finden wir es wichtig, die kontrollierte 
Abgabe des Haschisch den nicht-profitorien- 
tierten, unabhängigen sozialen Einrichtungen 
zu überlassen...
Dazu müssen wir Kifferinnen jetzt die Eigen­
initiative ergreifen, bevor der nötige Druck 
durch Steuer- oder Kapitalinteresse erzeugt 
wird!

ANZEIGE

Wir müssen endlich klarmachen, daß Ha­
schisch weder körperlich süchtig macht noch 
eine Einstiegsdroge ist!
Wir müssen klarstellen, daß Hanf eine lange 
Kulturgeschichte hat und sich nicht tabui­
sieren läßt!
Wir müssen auch klarsteilen, daß durch die Il­
legalisierung Hanf mit harten Drogen auf ei­
ne Stufe gestellt und somit die Gefahr für die 
Erstkonsumentinnen erhöht wird, unfreiwil­
ligerweise mit harten Drogen in Kontakt zu 
kommen.
Wir wollen den Unterschied zwischen Ha­
schisch und Heroin, zwischen kreativitäts­
fördernden und -zerstörenden Drogen deut­
lich machen!
Wir haben es satt, uns weiterhin vom Staat 
hinter Gitter sperren zu lassen, weil wir kif­
fen!!

DEMONSTRA TION: 12.30 Uhr
NEUMARK T (KREFELD) 
RAUSCHKUL TURFEST 
(Cornellusplatz)
FREIHEIT DEM RA USCH 
(Querbeet, 35 Krefeld)

Hemer Str./Ecke Paulusstr. • 
• 4350 Recklinghausen • 

Öffnungszeiten Mo-Fr 9-18.30 & So 9-14.00 • Tel. 02361—17002 •


